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A. Problem 

Die Vierte und Siebente EG-Richtlinie zur Rechnungslegung ge- 
statten den Mitgliedstaaten, Versicherungsuntemehmen bis zur 
späteren Harmonisierung vom Anwendungsbereich dieser Richth- 
nien auszimehmen. Der Richtlinienvorschlag bezweckt eine Er- 
gänzimg der Richthnien über Rechnungslegtmg für den Bereich 
der Versicherungsunternehmen. 


B. Lösung 

Die Zielsetzung des Richtlinienvorschlags wird begrüßt. Hinsicht- 
hch der konkreten Ausgestaltrmg wird die Bundesregierung auf- 
gefordert, auf einige Verbesserungen des Richtlinienvorschlags 
hinzuwirken. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt die Annahme der Beschlußempfeh- 
lung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Fraktion 
der SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen; 

1. Die Bundesregierung wird gebeten, der Verabschiedung des 
Richtlinienvorschlages durch den Ministerrat ohne eine Einbe- 
ziehung der „Lloyd's" genannten Vereinigung von Versiche- 
rungsuntemehmen in die Harmonisierung der Rechnungsle- 
gungsvorschriften nicht zuzustimmen. 

Die derzeitige Regelung kaim aus Wettbewerbsgründen nicht 
hingenommen werden. 

2. Das nach Artikel 15 Satz 2 des Richtlinienvorschlages ledigüch 
für das Lebensversicherungsgeschäft vorgesehene Mitgüed- 
staatenwahlrecht, die Aktivienmg von Abschlußkosten zu ver- 
bieten, soU auf das allgemeine Versicherungsgeschäft ausge- 
dehnt werden. 

3. Das generelle Abzinsungsverbot für Verbindhchkeiten soll 
auch für Rückstellungen (Artikel 56 Nr. 5) beibehalten wer- 
den. 

4. Eine Bewertung der Kapitalanlagen zu Zeitwerten (Artikel 42 
Nr. 3) soll mit Ausnahme der fondsgebundenen Lebensversi- 
cherung wegen der Durchbrechung des Nominalwertprinzips 
nicht zugelassen werden. 

5. Den Versicherungsuntemehmen soll entsprechend der Rege- 
lung in § 56 Abs. 1 VAG gestattet werden, Wertpapiere unab- 
hängig von ihrer Zuordnung stets nach den für das Umlaufver- 
mögen geltenden Vorschriften zu bewerten. 


Bonn, den 28. Mai 1990 

Der Rechtsausschuß 

Helmrich Dr. Abelein Schmidt (München) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


KOM(89) 474 endg. - SYN 224 
Brüssel, den 25. Oktober 1989 


Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über den Jahresabschluß 
und den konsolidierten Abschluß von Versicherungsunternehmen 

(gemäß Artikel 149 Abs. 3 des EWG-Vertrags von der Kommission vorgelegt) 


Begründung 


Unter Bezugnahme auf die Stellungnahme des Euro- 
päischen Parlaments und des Wirtschafts- und So- 
zialausschusses 2) zu dem Vorschlag für eine Richtlinie 
des Rates über den Jahresabschluß imd den konsoh- 
dierten Abschluß vbn Versicherungsuntemehmen^) 
legt die Kommission hiermit die revidierte Fassung 
ihres Vorschlags vor. 

Die wichtigsten Änderungen im Vergleich zur ur- 
sprünglichen Fassung betreffen folgende Punkte: 

1. Lloyd's 

2. Brutto- und Nettoausweis in der Gewinn- und Ver- 
lustrechnung 

3. Ausweis der Provisionen 

Was die Änderungsanträge des Europäischen Parla- 
ments zu den Bewertungsregeln (Änderungsanträge 
Nr. 14 und 15) anbelangt, sah sich die Kommission 
außerstande, ihnen zu folgen. Nach dem Willen des 
Parlaments wäre für die Bewertung der Kapitalanla- 
gen ausschheßhch das Anschaffungswertprinzip maß- 
gebend gewesen. Einer Angabe des Zeitwerts hätte es 
nicht mehr bedurft. 

Diese Methode mag zwar den Grundsätzen der 

4. Richtlinie mehr entsprechen als das für den Kom- 
missionsvorschlag gewählte System. Den Besonder- 
heiten des Versicherungswesens und den Zielen der 
vorgeschlagenen Richtlinie wird sie jedoch nicht ge- 
recht. Die Kommission hat deshalb das in den Arti- 
keln 41 ff. niedergelegte System beibehalten. Danach 
können, je nach der Entscheidung der Mitghedstaa- 
ten, die Unternehmen die eine oder die andere Me- 
thode anwenden. Die Werte der nicht in der Bilanz 
angewandten Methode sind im Anhang anzugeben. 
Aus jedem Jahresabschluß können somit im Normal- 
fall zwei Werte abgelesen werden. Auf diese Weise 


1) ABI. Nr. C 96 vom 17. April 1989 

2) ABI. Nr. C 319 vom 30. November 1987 

3) ABI. Nr. C 131 vom 18. Mai 1987 


wird eine lückenlose Vergleichbarkeit erreicht. Dar- 
auf kam es der Kommission gerade hinsichüich der 
Kapitalanlagen entscheidend an. 


1. Lloyd's 

Artikel 3 des Vorschlags besagte nicht mehr, als daß 
die Richtlinie auf „Lloyd's" grundsätzlich anwendbar 
sei und überheß es dem Vereinigten Königreich als 
dem zuständigen Mitgliedstaat, die erforderhchen 
Anpassungen vorzunehmen. 

Angesichts der ungewöhnlichen Struktur von Lloyd's 
stellte sich aber jetzt schon die Frage, ob nur Lloyd's in 
seiner Gesamtheit oder ob auch seine Untergliederun- 
gen rechnungslegungspflichtig sein sollten. Das Euro- 
päische Parlament brachte insoweit einen Ände- 
rungsantrag (Nr. 3) ein, der von der Kommission be- 
grüßt und mithin übernommen wurde. Er besagt, daß 
auch die Lloyd's- Syndikate grundsätzlich rechnungs- 
legungspflichtig sind. Worin diese Rechnungsle- 
gungspflicht im einzelnen bestehen soll, ist damit al- 
lerdings noch nicht gesagt. Den weitergehenden An- 
trag des Europäischen Parlaments, auch die Mitglie- 
der von Lloyd's (die „names") nach der Richtlinie 
rechnungslegungspflichtig zu machen, hat die Kom- 
mission nicht übernommen. Er erscheint ihr unprakti- 
kabel, unverhältnismäßig und von geringem Aussa- 
gewert. 


2. Brutto- und Nettoprinzip in der Gewinn- und 
Verlustrechnung 

Der Vorschlag hatte in der Frage des Brutto- und 
Nettoausweises in der Gewinn- und Verlustrechnung 
ein Mischsystem mit einer ausgeprägten Tendenz 
zum Bruttoausweis vorgesehen. Das Europäische Par- 
lament votierte überraschenderweise für einen Netto- 
ausweis, der praktisch nur bei den Prämienbeiträgen 
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noch den Ausweis des Rückversicherungsanteils zu- 
gelassen hätte. 

Die Kommission ist sich der Problematik des Rückver- 
sicherungsausweises — insbesondere bei den Unter- 
nehmen, die eine detaillierte Spartenrechnung aufzu- 
stellen haben — bewußt. Sie kennt jedoch auch den 
hohen Aussagewert der entsprechenden Angaben für 
Versicherungsnehmer und andere Gläubiger. Aus 
diesem Grunde sah sie sich außerstande, dem Euro- 
päischen Parlament in vollem Umfang zu folgen. 
Einen Verzicht auf die Angabe des Rückversiche- 
rungsanteils hielt sie allenfalls bei den Aufwendun- 
gen für die Beitragsrückerstattung für vertretbar. Der 
geänderte Vorschlag geht somit von einem System 
aus, das gnmdsätzhch den Nettoausweis vorsieht, je- 
doch für 

— die Prämieneinnahmen, 

— die Aufwendungen für Versicherungsfälle und 

— die Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb 

den Ausweis des Rückversicherungsanteils verlangt. 

Dies sind für die Beurteilung der Rückversicherungs- 
politik eines Unternehmens die wichtigsten Größen. 
Die Kommission glaubt, mit einem auf sie beschränk- 
ten Ausweis die Interessen von Versicherern, Versi- 
cherungsnehmern und weiteren Interessierten zum 
Ausgleich gebracht zu haben. 


3. Provisionen 

Der Vorschlag wies die Aufwendungen für den Versi- 
cherungsbetrieb in Artikel 29 unter den Posten I 6 
und II 12 „Provisionen und andere versicherungstech- 
nische Aufwendungen" aus. Dieser Posten war unter- 
teilt in die Unterposten 

a) Provisionen 

b) Verwaltungskosten 

c) Provisionen und Gewinnbeteiligungen von ande- 
ren Versicherungsunternehmen 

d) Veränderung der abgegrenzten Abschlußkosten. 

Gegen diesen Ausweis wurde vorgebracht: Nach der 

4. Richtlinie sei nur ein Ausweis nach der „Art" („Pri- 
märprinzip") oder nach der Funktion („Sekundärprin- 
zip") möglich. Die Kommission sei allgemein dem Se- 
kundärprinzip gefolgt. Indem sie aber den Ausweis 
der „Provisionen" verlange, folge sie unzulässiger- 
weise dem Primärprinzip. Die Kommission hat sich 
dieser Argumentation nicht ganz verschlossen und 
unter ghedert nunmehr nach: 

a) Abschlußkosten und 

b) Verwaltungskosten. 

Nichtsdestoweniger hielt sie den Ausweis der Provi- 
sionen für so wichtig, daß sie deren getrennten Aus- 
weis unter der Position „Abschlußkosten" vorsieht. 
Allerdings handelt es sich jetzt nur noch um die beim 
Abschluß von Versicherungsverträgen anfallenden 
Provisionen unter Ausschluß der Inkassoprovisionen. 
Angesichts der Tatsache, daß die Abschlußprovisio- 


nen den allergrößten Teil der Provisionen insgesamt 
ausmache, hielt die Kommission diese Unvollständig- 
keit für hinnehmbar. 


Zu Artikel 2 (Anwendungsbereich) 

Artikel 2 wurde um einen Absatz erweitert. Der bishe- 
rige Artikel 2 wurde damit zu Artikel 2 Abs. 1. 

Im jetzigen Absatz 1 c wurden die Worte „ausschheß- 
hch oder hauptsächhch" gestrichen. Der Anwen- 
dungsbereich der Richtlinie wird hierdurch erweitert 
von den professionellen Rückversicherern auf alle Un- 
ternehmen, die die Rückversicherung — allein oder 
mit anderen Versicherungszweigen — betreiben. 

Mit Absatz 2 wird einem deutschen Anhegen Rech- 
nung getragen: in Deutschland wird die Krankenver- 
sicherung hauptsächhch „nach Art der Lebensversi- 
cherung", d. h. aufgrund aufsichtsrechthch geneh- 
migter Tarife unter versicherungsmathematischer Bil- 
dung von AlterungsrücksteUungen, betrieben. Kran- 
kenversicherungsunternehmen legen dementspre- 
chend weitgehend wie Lebensversicherungsunter- 
nehmen Rechnung (vgl. auch Artikel 16 Abs. 4 der 

1. Koordinierungsrichthnie „Schaden"). Es besteht 
kein Grund, in der vorhegenden Richtlinie anders zu 
verfahren. 

Absatz 2 entspricht im Ergebnis" weitgehend einem 
entsprechenden Antrag des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses (CES 791/87; Ziffer 2.6). 


Zu Artikel 5 (Ghederung der Bilanz) 

1. Eigengenutzte Grundstücke (Aktiva C I) 

Der Ausweis der eigengenutzten Grundstücke 
wurde dem Antrag des Europäischen Parlaments 
entsprechend (Änderungsantrag Nr. 4) beibehal- 
ten und präzisiert. Um den auch sonst angestrebten 
ParaUehsmus mit der Bankenbilanzrichthnie (vgl. 
RL 86/635/EWG Artikel 1 Nr. 10) beizubehalten, 
gibt der Text den Mitgliedstaaten die Möghchkeit, 
die entsprechenden Angaben im Anhang zu ma- 
chen. 

2. Gemeinschaftliche Kapitalanlagen (Aktiva C III) 

Der Katalog der Kapitalanlagen wurde um den Un- 
terposten „Anteile an gemeinschafthchen Kapital- 
anlagen" erweitert. Damit wird der Situation in den 
Mitghedstaaten Rechnung getragen, in denen 
mehrere Unternehmen Gemeinschaftseigentum an 
Kapitalanlagen haben können, ohne daß das be- 
richtende Unternehmen jederzeit Kenntnis davon 
hätte, an welchen Kapitalanlagen im einzelnen es 
beteihgt ist. 

3. Eigene Anteile 

(Aktiva C V alter, F III neuer Fassung) 

Für den Transfer der „Eigenen Anteile" von Akti- 
vaposten C V zu Posten F III neuer Fassung war 
der Gesichtspunkt ausschlaggebend, daß sie nicht 
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dividendenberechtigt sind und damit die Voraus- 
setzungen normaler Kapital- „Anlagen"' nicht erfül- 
len. 


4. Forderungen aus dem selbst abgeschlossenen 
Geschäft 

(Aktiva D alter, Aktiva E neuer Fassung) 

Der Posten „Forderungen aus dem selbst abge- 
schlossenen Versicherungsgeschäft" (Aktiva D 1 
alte Fassung) ist aufgegliedert worden in Forderun- 
gen 

— an Versicherimgsnehmer 

— an Versicherungsvertreter 

— sonstige Forderungen. 

Damit wurde einer in den Mitgliedstaaten verbrei- 
teten Praxis und bei den Beratungen der Arbeits- 
gruppe „Wirtschaftsfragen" beim Rat geäußerten 
Wünschen entsprochen. 

5. Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
(Passiva C 4) 

Mit dem neuen Zusatz „. . . soweit sie nicht zu 
Posten C 2 gehört" wird der in den Artikeln 25 und 
34 genannten Situation Rechnung getragen, daß 
Beitragsrückerstattungen auch zur Erhöhung ver- 
sichemngstechnischer Rückstellungen, insbeson- 
dere der Deckungsrückstellung, verwandt werden 
können. 

6. Hilfs- und Betriebsstoffe (Aktiva E 2) 

Der bisherige Aktivaposten „Hilfs- und Betriebs- 
stoffe" entfällt, da er für Versicherungsuntemeh- 
men nur von untergeordneter Bedeutung ist. Aus 
demselben Grund konnte auch dem Antrag des 
Europäischen Parlaments, ihn durch „Konsum- 
oder kurzlebige Verbrauchsgüter" zu ersetzen, 
nicht stattgegeben werden (vgl. Änderungsantrag 
Nr. 5). 


Zu Artikel 7 („Garantieverpflichtungen") 

Der neue Wortlaut stellt klarer als bisher, daß trotz des 
in manchen Sprachen übereinstimmenden Sprachge- 
brauchs („Garantieverpflichtungen") Verpflichtun- 
gen aus Versicherungsverträgen nicht zu den in Arti- 
kel 14 Richtlinie 78/660/EWG gemeinten Bürg- 
schaftsverpflichtungen gehören. 


Zu Artikel 12 

(Fondsgebundene Lebensversicherungen) 

Der Erfolg oder Mißerfolg von Kapitalanlagen, die das 
Versicherungsuntemehmen für Rechnung und Risiko 
der Inhaber von Lebensversicherungspolicen vor- 
nimmt, berührt das Ergebnis des Versicherungsunter- 
nehmens nicht. Es erschien deswegen gerechtfertigt, 
diese Anlagen deutlich von den übrigen Kapitalanla- 


gen abzusetzen und sie zu diesem Zweck aus dem 
Anlagenkatalog überhaupt herauszuhalten. 


Zu Artikel 15 (Abgegrenzte Abschlußkosten in der 
Lebensversicherung) 

Abschlußkosten in der Lebensversicherung können 

— aktiviert, 

— gezillmert oder 

— abgeschrieben werden. 

Der bisherige Text enthielt keine Aussage darüber, 
was gelten soll, wenn im letzteren Fall die Abschluß- 
kosten die Deckungsrückstellung übersteigen. Diese 
Lücke sollte mit dem dritten Unter absatz zu Artikel 15 
Abs. 2 geschlossen werden. 


Zu Artikel 16 

Die Ersetzung des Wortes „Eigentümer" durch „Per- 
sonen" erfolgte, um den Verhältnissen beim Versiche- 
rungsverein auf Gegenseitigkeit Rechnung zu tra- 
gen. 


Zu Artikel 17 (Rücklagen) 

Die Klarstellung in Artikel 17 Abs. 2, daß alle Rückla- 
gen einzeln als Unterposten zu dem Posten „Rückla- 
gen" auszu weisen sind, erfolgte auf Antrag des Euro- 
päischen Parlaments (Änderungsantrag Nr. 7). 


Zu Artikel 26 (Schwankungsrückstellung) 

Es gibt besondere Risiken, wie diejenigen für Atom- 
anlagen, Großraumflugzeuge, Phärmarisiken, für die 
spezielle Rückstellungen gebildet werden, obwohl sie 
ihrer Natur nach Schwankungsrückstellungen sind. 
Nach der bisherigen Fassung von Artikel 26 wären sie 
unter den „sonstigen technischen Rückstellungen" 
auszuweisen gewesen. Der Posten „gesetzlich vorge- 
schriebene Schwankungsrückstellung" wäre danüt 
unrichtig gewesen. Der neue Satz 2 in Artikel 26 
Abs. 1 soll dem abhelfen. 


Zu Artikel 28 (Lebensrückversicherung) 

Der neue Absatz 4 trägt der unterschiedhchen Weise 
Rechnung, in der Rückversicherer das Lebensrück- 
versicherungsgeschäft betreiben: Es kann auf Fonds- 
basis und damit wie die normale Lebensdirektversi- 
cherung betrieben werden. Es kann aber auch, insbe- 
sondere wenn nur eine zeitiich begrenzte Bindung 
besteht, nach den technischen Regeln des allgemei- 
nen Geschäfts betrieben werden. Die in der Richtlinie 
vorgesehene Trennung zwischen Allgemein- und Le- 
bensversicherungsgeschäft erscheint in diesen Fällen 
nicht gerechtfertigt. Sie sieht nunmehr insoweit eine 
Ausnahme vom sonst geltenden Spartenrechnungs- 
prinzip vor. Mit dieser Regelung wird auch einem 
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Petitum des Wirtschafts- und Währungsausschusses 
entsprochen (CES 791/87, Ziffer 2.6 am Ende). 


Zu Artikel 30 Abs. 2 a (Beiträge aus der 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung) 

Die Erweiterung trägt den versicherungsrechtlichen 
Gegebenheiten in bestimmten Mitgliedstaaten Rech- 
nung. 


Zu Artikel 29 (Gewinn- und Verlustrechnung) 

1. In der Frage des Brutto- bzw, Nettoausweises ver- 
langt das Parlament eine größere Hinwendimg 
zum Nettoprinzip: Sowohl bei den Aufwendungen 
für Versicherungsfälle als auch bei den Beitrags- 
rückerstattimgen hält es die Angabe des Rückver- 
sicherungsanteüs für unangebracht (Änderungs- 
anträge 9, 10, 12, 13). 

Den entsprechenden Anträgen konnte die Kom- 
mission nur hinsichtlich der Beitragsrückerstattim- 
gen nachkommen. Den Ausweis des Rückversiche- 
rungsanteüs bei den Aufwendimgen für Versiche- 
rungsfälle hält sie hingegen im Interesse eines Bi- 
lanzlesers, der sich ein annähernd vollständiges 
Bild über die wichtigsten Gegebenheiten des Un- 
ternehmens machen möchte, für imverzichtbar. 
Die Richtlinie sieht somit für die drei für den Bilanz- 
leser wichtigsten Posten 

— Beiträge, 

— Aufwendungen für Versicherimgsfälle und 
— Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb 

Brutto-, im übrigen Nettoangaben vor. Damit sollte 
ein die Interessen der Unternehmen und die des 
Publikums zum Ausgleich bringender Kompromiß 
erreicht werden. 

2. Der Zusatz zu Posten 1 1 c) („Veränderung der Bei- 
tragsüberträge") trägt der Tatsache Rechnung, daß 
nach Artikel 22 die Rückstellung für drohende Ver- 
luste sowohl unter Passivaposten C 1 (Beitrags- 
überträge) als auch unter Passivaposten C 6 (son- 
stige versicherungstechnische Rückstellungen) 
ausgewiesen werden kann. Erfolgt ihr Ausweis bei 
den Beitragsüberträgen, so sind auch ihre Verän- 
derungen bei den Beiträgen zu zeigen. Die Ände- 
rung entspricht einem Antrag des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses (CES 791/87, Ziffer 2.7 am Ende). 

3. Der technische Zinsertrag wird nunmehr unter Zif- 
fer 3 im Anschluß an die Beiträge und die sonstigen 
Erträge ausgewiesen. Dem Leser werden somit die 
gesamten versicherungstechnischen Erträge als 
ein Block vor Augen geführt. Die Vergleichbarkeit 
leidet hierunter nicht entscheidend. Sie kann durch 
Abzug des technischen Zinsertrages vom zweiten 
versicherungstechnischen Ergebnis (Ziffer 11) her- 
gestellt werden. 


Zu Artikel 33 

(Aufwendungen für Versicherungsfälle) 

Artikel 33 Abs. 2 hat ledighch eine redaktionelle Än- 
derung erfahren. 


Zu Artikel 37 (Technischer Zinsertrag) 

Artikel 37 Abs. 2 entspricht dem bisherigen Artikel 38 
Abs. 3. Der neue Absatz 3 soll den Mitghedstaaten die 
Möglichkeit geben, auf ihrem Gebiet für einen ein- 
heitiichen Ausweis und für die Vermeidung von Miß- 
bräuchen zu sorgen. Sie können auf diese Weise bei- 
spielsweise verhüten, daß im allgemeinen Versiche- 
rungsgeschäft durch Zinszuweisungen aus dem nicht- 
technischen Geschäft der Erfolgsrechnung das Ergeb- 
nis der technischen Rechnung geschönt wird. Die 
Änderung folgt einem Vorschlag des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses (CES 791/87, Ziffer 2.9 am 
Ende). 


Zu Artikel 38 

(Erträge aus bzw. Aufwendungen für Kapital- 
anlagen) 

Die Vorschrift ist systematischer als bisher, nämlich 
nach Unternehmen, die 

— das allgemeine Geschäft, 

— das Lebensversicherungsgeschäft und 

— sowohl die Lebens- und als auch die Nicht-Lebens- 
versicherung 

betreiben, geghedert worden. 

Der neue Absatz 4 soll den Mitgliedstaaten größere 
Flexibüität einräumen, in denen die den Versiche- 
rungsnehmern und den Aktionären zugewiesenen 
Vermögenswerte eindeutig feststehen. Nach der bis- 
herigen Fassung hätten in der Lebensversicherung 
auch diejenigen Erträge, die eindeutig den Aktionä- 
ren zustehen, weil sie aus den Aktionären zustehen- 
den Kapitalanlagen erzielt worden sind, zunächst in 
der versicherungstechnischen Rechnung ausgewie- 
sen werden müssen, obwohl diese nach der Konzep- 
tion der Richtlinie nur die den Versicherungsnehmern 
zustehenden Erträge ausweist. Mit Absatz 4 soll es 
den Mitgliedstaaten, in denen diese Praxis herrscht, 
ermöglicht werden, den betreffenden Unternehmen 
diesen Umweg zu ersparen (so auch der Wirtschafts- 
und Währungsausschuß, vgl. Punkt 2.9.2). 


Zu Artikel 40 (Kombinierte Methoden) 

Die Neufassung von Absatz 2 beschränkt die Angabe 
der Auswirkungen der nach Absatz 1 angewandten 
Methoden im Anhang auf den Fall des Methoden- 
wechsels. Die Angabe solcher Auswirkungen schon 
bei der erstmahgen Anwendung einer solchen Me- 
thode ist nicht möglich, da die hierfür erforderhchen 
Zahlen ja gerade nicht vorhegen und nach der Kon- 
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zeption des Artikels 40 auch nicht für Schätzungen 
ausreichen. 


Zu Artikel 42 

(Fondsgebundene Lebensversicherung) 

Mit der Klarstellung in Absatz 2 soll eine bessere Un 
terscheidung der hier angesprochenen fondsgebun 
denen Lebensversicherung von der normalen Lebens 
Versicherung erreicht werden. 


Zu Artikel 41 ff. (Bewertungsmethoden) 

Den Änderungsanträgen des Europäischen Parla- 
ments Nr. 14—15 konnte nicht entsprochen werden. 
Sie sind mit dem Zweck der Richtlinie, die Jahresab- 
schlüsse von Versicherungsuntemehmen aus der 
ganzen Gemeinschaft vergleichbar zu machen, nicht 
vereinbar. 

In der Gemeinschaft werden im Prinzip zwei Bewer- 
tungsmethoden angewandt: die Bewertung nach dem 
Anschaffungswertprinzip und die Bewertung nach 
dem Zeitwertprinzip. Die Anhänger beider Methoden 
haben für ihre Methode gute Gründe, die aber für die 
Anhänger der jeweils anderen Methoden nicht gelten 
müssen. Aus diesem Grunde hat die Richtlinie davon 
Abstand genommen, sich für die eine oder andere 
Methode zu entscheiden und über eine Art Doppelbe- 
wertung die Vergleichbarkeit hergestellt. 

Dagegen hat sich das Europäische Parlament einseitig 
zugunsten des Anschaffungswertprinzips ausgespro- 
chen. Die Interessen der Unternehmen, denen es dar- 
auf ankommt, die ÖffenÜichkeit anhand aktueller, 
dem Zeitwertprinzip entsprechender Zahlen ihre Lei- 
stungsfolge vorzuführen, wären damit gegenüber den 
Interessen der Unternehmen, denen es mehr auf die 
Bildimg stiller Reserven ankommt, vernachlässigt 
worden. 


Zu Artikel 45 (Bewertung von Grundstücken) 

Die Änderungen in Artikel 45 Abs. 3 und 4 folgen 
Vorschlägen des Europäischen Parlaments (vgl. Än- 
derungsanträge Nr. 16 und 17). Die Neufassung in 
Absatz 3 betrifft die Qualifikation des Grundstück- 
schätzers: Außerhalb des Anwendungsbereiches der 
Richtlinie 89/48/EWG zur Anerkennung von Hoch- 
schuldiplomen sollen für diese Qualifikationen die 
Verhältnisse des Landes gelten, in dem das Grund- 
stück belegen ist. 

Die Änderung in Absatz 4 stellt klar, daß auch zur 
Feststellung des Umfangs einer Wertberichtigung an- 
erkannte Grundstückschätzer hinzugezogen werden 
können. 

Bewertungsvorschriften 

Die Artikel 46 (von Artikel 33 4. RichÜinie abwei- 
chende Bewertungsvorschriften), 


47 (Anlagevermögen) 

48 (Festwert) 

49 (Umlaufvermögen) 

sind redaktionell neu gefaßt worden. Eine inhaltiiche 
Änderung ergab sich daraus nicht. 


Zu Artikel 52 (Technische Rückstellungen) 

Bei der Bildung von Schadenrückstellungen werden 
zulässigerweise Bewertungsvereinfachungsverfahren 
wie die Gruppenbewertung angewandt. Solche Ver- 
fahren sind zwar auch in der 4. Richtlinie vorgesehen, 
jedoch beschränkt auf das Vorrats vermögen und be- 
wegliche Vermögensgegenstände. Ohne einen ent- 
sprechenden Zusatz wäre ihre Anwendung auf die 
technischen Reserven also unzulässig. Dem will Arti- 
kel 52 Abs. 2 abhelfen. 


Zu Artikel 55 

(Berechnung der Deckungsrückstellung) 

Artikel 55 Abs. 2 enthält eine vom Europäischen Par- 
lament beantragte Klarstellung hinsichtlich der Quali- 
fikation des für die Berechnung der Deckungsrück- 
stellung verantworthchen Versicherungsmathemati- 
kers. Die Vorschrift umfaßt auch von Versicherungs- 
untemehmen angestellte Mathematik (Ändemngsan- 
trag Nr. 19). 


Zu Artikel 56 (Schadenrückstellung) 

Was unter Artikel 55 zur Berechnung der Deckungs- 
rückstellung gesagt wurde, gilt auch für die nach ver- 
sichemngsmathematischen Methoden für Renten- 
zahlungen zurückzustellenden Beträge im Rahmen 
der Schadenrückstellung (vgl. Ändemngsantrag 
Nr. 20). 


Zu Artikel 58 (Inhalt des Anhangs) 

1. Artikel 58 Abs. 1 

(Unterghederung der Versichemngstätigkeit) 

Nach dem bisherigen Text war auch das aktive 
Rückversichemngsgeschäft nach den in der 
1. RichÜinie genannten Versichemngszweigen zu 
untergliedern. Diese Verpflichtung besteht jetzt 
nur noch für das selbst abgeschlossene Geschäft. 
Maßgebend hierfür war die Erwägung, daß außer- 
halb der EWG die Klassifiziemng nach der 1. Richt- 
linie nicht gebräuchlich sein muß. Aus denselben 
Erwägungen wurde auch für die übernommene 
Lebensrückversichemng auf eine weitere Unter- 
ghederung verzichtet. 

2. Artikel 58 Abs. 2 (Lebensrückversichemng) 

Die Bestimmung bezieht sich auf den in Artikel 28 
Abs. 4 behandelten Fall: Auch dann, wenn ein pro- 
fessioneller oder anderer Rückversicherer, der das 
übernommene Lebensversichemngsgeschäft wie 
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das Allgemeine Geschäft betreibt, nur eine techni- 
sche Rechnung für das Allgemeine Geschäft aus- 
weist, hat er seine Prämieneinnahmen nach Allge- 
meinem Geschäft und Lebensversicherungsge- 
schäft zu untergliedern. 


Zu Ajükel 60 (Konsohdierter Abschluß) 

1. Artikel 60 Abs. 3 (Vollständigkeitsgrundsatz) 

Artikel 60 Abs. 3 gestattet für versicherungstech- 
nische Rückstellungen Abweichungen vom Voll- 
ständigkeitsgebot des Artikels 18 7. Richtlinie 
(83/349/EWG). Wegen der z. T. erheblichen natio- 
nalen Unterschiede bei der Büanzienmg solcher 
Rückstellungen erscheint in diesen Fällen eine 
Vereinheitlichung im Konzemabschluß nicht ange- 
messen. Ist z. B. nach dem nationalen Recht eines 
ausländischen Tochtenmtemehmens die Bildung 
von Spätschaden- oder Schwankungsrückstellun- 
gen nicht zulässig, so braucht diese auch im Kon- 
zemabschluß nicht gebildet zu werden. 

2. Artikel 60 Abs. 5 (konzeminteme Vorgänge) 

Nach Artikel 26 7. Richtlinie sind konzeminteme 
Vorgänge aus dem Konzemabschluß gmndsätzhch 
zu eliminieren. Erträge aus einem Mietvertrag zwi- 
schen Mutter- und Tochtemntemehmen würden 
also in der Konzemgewinn- imd -Verlustrechnung 
nicht erscheinen, obwohl sie u. U. im Wege der 
Gewinnbeteiligung den Versichemngsnehmem 
zugute kommen müßten. Artikel 26 für sich allein 
würde hier also zu einem unrichtigen Verpflich- 
tungsausweis führen. Eine auf die Rückstellung für 
Beitragsrückerstattimg beschränkte Abweichung 
erscheint deshalb gerechtfertigt. 


3. Artikel 60 Abs. 6 

(Stichtag des Konzernabschlusses) 

Nach Artikel 27 Abs. 3 7. Richtlinie soll der Zeit- 
raum zwischen Einzel- imd konsohdiertem Ab- 
schluß drei Monate nicht überschreiten. Diese Frist 
erscheint im Versicherungswesen insbesondere 
wegen der Zeitverzögerungen im Rückversiche- 
rungsverkehr zu kurz. Eine Verlängemng dieser 
Frist auf sechs Monate erscheint gerechtfertigt. 

4. Artikel 60 Abs. 1 (Einheitlichkeit der Bewertung) 

Artikel 29 7. Richtlinie statuiert den Gmndsatz der 
Einheitlichkeit der Bewertung. Danach müßte bei- 
spielsweise die Deckungsrückstellung des Toch- 
temntemehmens im konsolidierten Abschluß nach 
den für das Mutteruntemehmen maßgeblichen 
Gmndsätzen neu berechnet werden, was — man 
denke an die unterschiedlichen Sterbetafeln oder 
Zinssätze — zu unangemessenen Ergebnissen füh- 
ren müßte. Es schien deswegen gerechtfertigt, für 
die technischen Reserven insoweit eine Ausnahme 
zu machen. 


Zweigniederlassungen 

Der Vorschlag bedarf der Ergänzung durch eine Re- 
gelung über die Offenlegung von Jahresabschlußun- 
terlagen von Versichemngsunternehmen bei deren 
Zweigniederlassungen. Die Kommission hält es je- 
doch für zweckmäßig, insoweit die Verabschiedung 
der Elften Richtlinie des Rates auf dem Gebiet des 
Gesellschaftsrechts über die Offenlegung von Zweig- 
niederlassungen abzuwarten. Sie wird danach unver- 
züghch einen die Ergebnisse dieser Richtlinie und 
auch der Richtlinie vom 13. Febmar 1989 über die 
Offenlegung von Jahresabschlußunterlagen bei 
Zweigniederlassungen von Kredit- und Finanzinstitu- 
ten berücksichtigenden Vorschlag vorlegen. 
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DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere axif Ar- 
tikel 54, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägimg nachstehender Gründe: 

Artikel 54 Abs. 3 Buchstabe g des Vertrags verlangt, 
soweit erforderhch, eine Koordinierung der Schutzbe- 
stimmungen, die in den Mitghedstaaten den Gesell- 
schaften im Sinne des Artikels 58 Abs. 2 des Vertrags 
im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter vorge- 
schrieben sind, um diese Bestimmungen gleichwertig 
zu gestalten. 

Die auf Artikel 54 Abs. 3 Buchstabe g des Vertrags 
basierende Vierte Richtlinie 78/660/EWG des Rates 
vom 25. Juh 1978 über den Jahresabschluß von Ge- 
sellschaften bestimmter Rechtsformen i), zuletzt geän- 
dert durch die Akte über den Beitritt Spaniens und 
Portugals, braucht bis zu einer späteren Koordinie- 
rung auf Versicherungsgesellschaften, nachstehend 
als „Versicherungsuntemehmen" bezeichnet, nicht 
angewandt zu werden. Angesichts der Bedeutung der 
Versicherungsuntemehmen in der Gemeinschaft dul- 
det diese Koordinierung seit der Anwendbarkeit jener 
Richtlinie keinen weiteren Aufschub. 

Die Siebte Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 
13. Juni 1983 aufgmnd von Artikel 54 Abs. 3 Buch- 
stabe g des Vertrages über den konsohdierten Ab- 
schluß 2) sieht Abweichungen hinsichtlich der Versi- 
cherungsuntemehmen nur bis zum Auslaufen der für 
die Anwendung dieser Richtlinie vorgesehenen Fri- 
sten vor; deshalb muß diese Richtlinie auch besondere 
Bestimmungen für die Versicherungsuntemehmen 
betreffend den konsohdierten Abschluß enthalten. 

Dringhch ist eine derartige Koordiniemng auch we- 
gen der gemeinschaftsweiten Tätigkeit von Versiche- 
mngsuntemehmen. Für Gläubiger, Schuldner, Ge- 
sellschafter, Versicherungsnehmer und die Öffent- 
hchkeit ganz allgemein ist daher eine bessere Ver- 
gleichbarkeit der Jahresabschlüsse und der konsoh- 
dierten Abschlüsse dieser Unternehmen von wesent- 
hcher Bedeutung. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 54, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla- 
ment 

nach Stehungnahme des Wirtschafts- imd Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 
unverändert 


1 ) ABI. Nr. L 222 vom 14. August 1978, S. 1 

2) ABI. Nr. L 193 vom 18. Juli 1983, S. 1 
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In den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft stehen Ver- 
sicherungsuntemehmen unterschiedlicher Rechts- 
form miteinander im Wettbewerb; Unternehmen, die 
das Direktversicherungsgeschäft betreiben, können 
auch Rückversicherungen übernehmen und stehen 
dann im Wettbewerb mit professionellen Rückversi- 
cherern. Es erscheint deshalb sinnvoll, die Koordinie- 
rung nicht auf die von der Richtiinie 78/660/EWG er- 
faßten Rechtsformen zu beschränken, sondern den 
Anwendungsbereich auf den der ersten Richtlinie 
73/239/EWG des Rates vom 24. Juh 1973 über die 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten über die Aufnahme und Ausübung der Tätig- 
keit der Direktversichenmg (mit Ausnahme der Le- 
bensversicherung) 3) und den der Ersten Richtlinie 
79/267/EWG des Rates vom 5. März 1979 über die 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten über die Aufnahme und Ausübung der Direktver- 
sicherung (Lebensversicherung)^), zuletzt geändert 
durch die Akte über den Beitritt Spaniens und Portu- 
gals, auszudehnen und darüber hinaus einige aus 
dem Anwendungsbereich dieser Richtlinien ausge- 
klammerte Unternehmen sowie die professionellen 
Rückversichenmgsuntemehmen mit einzubeziehen. 

Wenn angesichts der Besonderheiten der Versiche- 
rungsuntemehmen eine selbständige Richtlinie über 
die Jahresabschlüsse und die konsolidierten Ab- 
schlüsse für diese Unternehmen erlassen wird, so 
kann dies nicht bedeuten, daß damit ein von den 
Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG unabhän- 
giges Normenwerk geschaffen wird; dies wäre weder 
zweckmäßig noch mit dem Grundgedanken der Koor- 
dinierung des Gesellschaftsrechts zu vereinbaren, da 
die Versicherungsxmternehmen als bedeutender Be- 
standteil der Wirtschaft der Gemeinschaft nicht außer- 
halb des für alle Unternehmen konzipierten Normen- 
rahmens stehen dürfen; dem entspricht es, wenn den 
branchenspezifisch bedingten Besonderheiten der 
Versicherungsuntemehmen in der Weise Rechnung 
getragen wird, daß diese Richtlinie lediglich die Ab- 
weichungen von den Richtiinien 78/660/EWG und 
83/349/EWG regelt. 

Bedeutende Unterschiede bestehen hinsichtlich Auf- 
bau und Inhalt der Bilanzen der Versicherungsunter- 
nehmen der einzelnen Mitghedstaaten; diese Richtii- 
nie hat deshalb für die Bilanzen aller Versicherungs- 
untemehmen der Gemeinschaft den gleichen Aufbau 
und die gleichen Postenbezeichnungen vorzusehen. 

Die Vergleichbarkeit der Jahresabschlüsse und der 
konsohdierten Abschlüsse setzt voraus, daß einige 
gmndlegende Fragen der Bilanzierung einzelner Ge- 
schäfte geregelt werden. 

Im Interesse einer besseren Vergleichbarkeit ist es fer- 
ner erforderhch, daß der Inhalt einzelner Bilanzposten 
genau bestimmt wird. 

Entsprechendes gilt auch für den Anhang und die 
Abgrenzung der einzelnen Posten der Gewinn- und 
Verlustrechnrmg . 

3) ABI. Nr. L 228 vom 16. August 1973, S. 1 

4) ABI. Nr. L 63 vom 13. März 1979 


In den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft stehen Ver- 
sichemngsuntemehmen imterschiedhcher Rechts- 
form miteinander im Wettbewerb; Unternehmen, die 
das Direktversicherungsgeschäft betreiben, können 
auch Rückversichemngen übernehmen und stehen 
dann im Wettbewerb mit professionellen Rückversi- 
cherern. Es erscheint deshalb sinnvoll, die Koordinie- 
mng nicht auf die von der Richtlinie 78/660/EWG er- 
faßten Rechtsformen zu beschränken, sondern den 
Anwendxmgsbereich auf den der ersten Richtlinie 
73/239/EWG des Rates vom 24. Juli 1973 über die 
Koordinienmg der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten über die Aufnahme und Ausübung der Tätig- 
keit der Direktversichenmg (mit Ausnahme der Le- 
bensversicherung) 3) und den der Ersten Richtlinie 
79/267/EWG des Rates vom 5. März 1979 über die 
Koordiniemng der Rechts- und Verwaltimgsvorschrif- 
ten über die Aufnahme und Ausübung der Direktver- 
sichemng (Lebensversichemng)^), zuletzt geändert 
durch die Akte über den Beitritt Spaniens und Portu- 
gals, auszudehnen und darüber hinaus einige aus 
dem Anwendungsbereidh dieser Richtlinien ausge- 
klammerte Unternehmen sowie Rückversicherungs- 
imtemehmen mit einzubeziehen. 

unverändert 


3) ABI. Nr. L 228 vom 16. August 1973, S. 1 

4) ABI. Nr. L 63 vom 13. März 1979 
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Die Vergleichbarkeit von Zahlen aus den Bilanzen 
und Gewinn- und Verlustrechnungen hängt darüber 
hinaus wesentlich davon ab, zu welchen Werten Ver- 
mögensgegenstände und Verbindhchkeiten in die Bi- 
lanz eingestellt werden; um eine zutreffende Vorstel- 
lung von der finanziellen Situation eines Versiche- 
rungsuntemehmens zu vermitteln, muß sowohl der 
Zeit- als auch der Anschaffungswert der Kapitalanla- 
gen offengelegt werden. 

Gewisse Änderungen sind mit Rücksicht auf den be- 
sonderen Charakter der Versicherungsuntemehmen 
auch für den Anhang zum Jahresabschluß und zum 
konsolidierten Abschluß erforderlich. 

Da die RichÜinie für alle unter die Richtlinien 
73/239/EWG und 79/267/EWG fallenden und außer- 
dem noch für einige andere Versicherungsuntemeh- 
men gelten soll, sind die in der Richtlinie 78/660/EWG 
zugestandenen Abweichungen für kleine und mitt- 
lere Versichemngsunternehmen nicht vorgesehen, 
doch sollten einige kleine Unternehmen auf Gegen- 
seitigkeit, die auch schon aus dem Anwendungsbe- 
reich der genannten Richtlinien 73/239/EWG und 
79/267/EWG ausgeklammert wurden, nicht erfaßt 
werden. 

Aus den gleichen Gründen wurde die in der Richtlinie 
des Rates 83/349/EWG vorgesehene Möglichkeit der 
Mitghedstaaten, Muttemntemehmen von Gesamthei- 
ten von zu konsolidierenden Unternehmen, die eine 
gewisse Größe nicht überschreiten, von der Verpflich- 
tung zur Konsolidierung auszunehmen, für Versiche- 
rungsuntemehmen nicht übernommen; für die als 
„Lloyd's" bekannte Vereinigung von Einzelversiche- 
rem sind angesichts ihres besonderen Charakters spe- 
zielle Bestimmungen notwendig. 

Die Richtlinie sollte auch für den konsohdierten Ab- 
schluß eines Mutteruntemehmens gelten, bei dem es 
sich um eine Beteiligungsgesellschaft handelt und 
dessen Tochterunternehmen ausschließlich oder 
hauptsächhch Versicherungsuntemehmen sind. 

Es ist erforderlich, daß die Probleme auf dem von die- 
ser Richtlinie geregelten Gebiet, insbesondere Fragen 
ihrer Anwendung, von Vertretern der Mitgliedstaaten 
und der Kommission gemeinsam in einem Kontakt- 
ausschuß behandelt werden. 

Um die Zahl derartiger Ausschüsse in Grenzen zu hal- 
ten, sollte diese Zusammenarbeit im Rahmen des mit 
Artikel 52 der Richtlinie 78/660/EWG eingesetzten 
Ausschusses erfolgen, wobei dieser Ausschuß jedoch, 
sofern Probleme der Versichemngsunternehmen zu 
behandeln sind, entsprechend zusammengesetzt sein 
sollte. 

Angesichts der Vielschichtigkeit der Materie ist es 
erforderhch, den imter diese Richtlime fallenden Ver- 
sichemngsuntemehmen eine das übliche Maß über- 
steigende Frist für die Anwendung ihrer Vorschriften 
einzuräumen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
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ABSCHNITT 1 

Einleitende Bestimmungen und Anwendungsbereich 


Artikel 1 

(1) Für die in Artikel 2 genannten Versicherungsun- 
temehmen gelten die Bestimmungen der Richtlinie 
78/660/EWG, soweit in dieser Richtlinie nichts ande- 
res bestimmt ist. 

(2) Soweit in der Richtlinie 78/660/EWG auf deren 
Aiükel 9 und 10 (Bilanz) oder 23 bis 26 (Gewinn- imd 
Verlustrechnung) verwiesen wird, gelten an deren 
Stellen sinngem^ die Artikel 5 (Bilanz) oder 29 (Ge- 
winn- und Verlustrechnimg). 

(3) Wenn in der Richtlinie 78/660/EWG Bilanz- 
posten angesprochen sind, für die im Rahmen dieser 
Richtlinie ein selbständiger Bilanzposten nicht vorge- 
sehen ist, so sind an deren Stelle die Posten in Arti- 
kel 5 dieser Richtlinie maßgebend, in denen die be- 
treffenden Größen enthalten sind. 

Artikel 2 

Die in der Richtlinie vorgesehenen Koordiiüerungs- 
maßnahmen gelten für Gesellschaften im Sinne von 
Artikel 58 Abs. 2 des Vertrages, sofern es sich dabei 
handelt um: 

a) Unternehmen gemäß Artikel 1 der Richtlinie 
73/239/EWG nüt Ausnahme der Versicherungsver- 
eine auf Gegenseitigkeit, die nach Artikel 3 der 
Richtlinie 73/239/EWG aus deren Anwendrmgsbe- 
reich ausgeschlossen sind, aber einschließhch der 
in Artikel 4 der genannten Richtlinie aufgeführten 
Einrichtungen, es sei denn, deren Tätigkeit besteht 
nicht ausschließhch oder hauptsächlich im Versi- 
cherungsgeschäft ; 

b) Unternehmen gemäß Artikel 1 der Richtlinie 
79/267/EWG mit Ausnahme der in Artikel 2 Abs. 2 
und 3 sowie Artikel 3 der genannten Richtlinie auf- 
geführten Einrichtungen; 

c) Unternehmen, die ausschließlich oder hauptsäch- 
lich die Rückversicherung betreiben. 

Diese Unternehmen werden im folgenden „ Versiche- 
rungsuntemehmen" genannt. 


Artikel 3 

(1) Die Richtlinie ist auf die Lloyd's genannte Verei- 
nigung von Einzelversicherern anwendbar; dabei 
können die Anpassungen vorgenommen werden, die 
sich aufgnmd der Eigenart und der besonderen Struk- 
tur von Lloyd's als notwendig erweisen. 


Artikel 1 

(1) unverändert 


(2) Soweit in der Richtlinie 78/660/EWG auf deren 
Artikel 9 imd 10 (Bilanz) oder 23 bis 26 (Gewinn- und 
Verlustrechnimg) verwiesen wird, gelten an deren 
Stellen sinngemäß die Artikel 5 (Bilanz) bzw. 29 (Ge- 
winn- und Verlustrechnung). 

(3) unverändert 


Artikel 2 

(1) Die in der Richtlinie vorgesehenen Koordinie- 
rungsmaßnahmen gelten für Gesellschaften im Sinne 
von Artikel 58 Abs. 2 des Vertrages, sofern es sich 
dabei handelt um: 

a) Unternehmen gemäß Artikel 1 der Richtlinie 
73/239/EWG mit Ausnahme der Versicherungsver- 
eine auf Gegenseitigkeit, die nach Artikel 3 der 
Richtlinie 73/239/EWG aus deren Anwendungsbe- 
reich ausgeschlossen sind, aber einschließlich der 
in Artikel 4 der genannten Richtlinie aufgeführten 
Einrichtungen, es sei denn, deren Tätigkeit besteht 
nicht ausschließhch oder hauptsächhch im Versi- 
cherungsgeschäft ; 

b) Unternehmen gemäß Artikel 1 der Richtlinie 
79/267/EWG mit Ausnahme der in Artikel 2 Abs. 2 
und 3 sowie Artikel 3 der genannten Richtlinie auf- 
geführten Einrichtungen und Versicheningsver- 
eine auf Gegenseitigkeit; 

c) Unternehmen, die die Rückversicherung betrei- 
ben. 

Diese Unternehmen werden im folgenden „ Versiche- 
rungsuntemehmen" genannt. 

(2) Auf die Abschlüsse von Unternehmen, die spar- 
tengetrennt die Krankenversicherung ausschließlich 
oder hauptsächlich nach Art der Lebensversicherung 
betreiben, sind die für die in Absatz 1 Buchstabe b 
aufgeführten Unternehmen geltenden Vorschriften 
dieser Richtlinie entsprechend anzuwenden. 

Artikel 3 

(1) Diese Richtlinie ist auf die Lloyd's genannte Ver- 
einigung von Einzelversicherem anwendbar; dabei 
können die Anpassungen vorgenommen werden, die 
sich aufgrund der Eigenart und der besonderen Struk- 
tur von Lloyd's als notwendig erweisen. 
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Lloyd's gilt als Versicheningsunternehmen im Sinne 
dieser Richtlinie; doch haben auch die von den Syn- 
dikaten von Lloyd's zu verlangenden Ausweise be- 
stimmten Erfordernissen in Übereinstimmung mit 
den Zielen der Richtlinie zu entsprechen. 

(2) Die Kommission unterbreitet dem Rat bis zum ... (2) unverändert 

einen Bericht über die vorgenommenen Anpassun- 
gen. 


ABSCHNITT 2 

Allgemeine Vorschriften über die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung 


Artikel 4 

Artikel 4 Abs. 2 der Richthnie 78/660/EWG gilt 
nicht für Versicherungsuntemehmen. 


Artikel 4 

Artikel 4 Abs. 2 und Artikel 5 der Richtliiüe 
78/660/EWG gelten nicht für Versicherungsuntemeh- 
men. 


ABSCHNITT 3 
Gliederung der Bilanz 


Artikel 5 

Für die Aufstellung der Bilanz sehen die Mitghed- 
staaten folgende Gliederung vor: 

Aktiva 

A. Ausstehende Einlagen auf das gezeichnete Kapi- 
tal 

davon eingefordert: 

(sofern nicht die einzelstaatiichen Rechtsvorschrif- 
ten den Ausweis des eingeforderten Kapitals auf 
der Passivseite vorsehen. In diesem Fall muß der- 
jenige Teil des Kapitals, der eingefordert, aber 
noch nicht eingezahlt ist, entweder imter dem 
Posten A oder unter dem Posten D.4 auf der Aktiv- 
seite ausgewiesen werden). 

B. Immaterielle Vermögensgegenstände gemäß Akti- 
vaposten B und CI in Artikel 9 der Richthnie 
78/660/EWG 

davon: 

— Aufwendungen für die Errichtung des Unter- 
nehmens, wie in den entsprechenden einzel- 
staathchen Rechtsvorschriften festgelegt und 
soweit diese eine Aktiviemng gestatten (soweit 
sie nicht nach den einzelstaatiichen Rechtsvor- 
schriften im Anhang anzugeben sind); 

— Geschäfts- oder Firmenwert, sofern er entgelt- 
hch erworben wurde (soweit er nicht nach den 
einzelstaatiichen Rechtsvorschriften im Anhang 
anzugeben ist). 


Artikel 5 

Für die Aufstellung der Büanz sehen die Mitghed- 
Staaten folgende Ghedemng vor: 

Aktiva 

A. unverändert 


B. Immaterielle Vermögensgegenstände gemäß Akti- 
vaposten B und CI in Artikel 9 der Richtlinie 
78/660/EWG 

davon: 

— Aufwendungen für die Errichtung und Erweite- 
rung des Unternehmens, wie in den entspre- 
chenden einzelstaatiichen Rechtsvorschriften 
festgelegt und soweit diese eine Aktiviemng 
gestatten (soweit sie nicht nach den einzelstaat- 
üchen Rechtsvorschriften im Anhang anzuge- 
ben sind); 

— Geschäfts- oder Firmenwert, sofern er entgelt- 
lich erworben wurde (soweit er nicht nach den 
einzelstaatiichen Rechtsvorschriften im Anhang 
anzugeben ist). 
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C. Kapitalanlagen 

L Grundstücke und Bauten, die das Versiche- 
rungsuntemehmen selbst nutzt. 


II. Kapitalanlagen in verbundenen Unternehmen 

und Beteihgungen: 

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 

2. Schuldverschreibungen von verbundenen 
Unternehmen und Darlehen an verbunde- 
nen Unternehmen 

3. Beteiligungen 

4. Schuldverschreibungen von und Darlehen 
an Unternehmen, mit denen ein Beteili- 
gungsverhältnis besteht. 

III. Sonstige Finanzanlagen: 

1. Aktien und Anteile 

2. Schuldverschreibungen 


3. Hypothekenforderungen 

4. Sonstige Darlehen 

5. Einlagen bei Kreditinstituten 

/V. Kapitalanlagen für Rechnung und Risiko von 
Inhabern von LebensversicherungS’Policen. 

V. Eigene Aktien oder Anteile (unter Angabe ih- 
res Nennwertes oder, wenn ein Nennwert nicht 
vorhanden ist, ihres rechnerischen Wertes), so- 
weit die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
eine Bilanzierung gestatten. 

Vl. Depotforderungen aus dem in Rückdeckung 
übernommenen Versicherungsgeschäft. 


D. Forderungen 


1. Forderungen aus dem selbst abgeschlossenen 
Versicherungsgeschäft, davon an: 

a) verbundene Unternehmen 

b) Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs- 
verhältnis besteht. 


C. Kapitalanlagen 

I. Grundstücke und Bauten, die das Versiche- 
rungsimtemehmen selbst nutzt (einschließlich 
des anteiligen Wertes von Grundstücken und 
Bauten, bei denen das Versicherungsunter- 
nehmen Sondereigentum bzw. Miteigentums- 
anteile besitzt), sofern nicht einzelstaatliche 
Rechtsvorschriften vorsehen, daß sie im An- 
hang angegeben werden. 

II. Kapitalanlagen in verbundenen Unternehmen 
und Beteiligungen: 

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 

2. Schuldverschreibungen von verbundenen 
Unternehmen und Darlehen an verbunde- 
nen Unternehmen 

3. Beteiligungen 

4. Schuldverschreibungen von und Darlehen 
an Unternehmen, mit denen ein Beteili- 
gungsverhältnis besteht. 

III. Sonstige Finanzanlagen: 

1. Aktien und sonstige Wertpapiere mit 
schwankendem Ertrag 

2. Schuldverschreibungen 

3. Anteile an gemeinschaftlichen Kapital- 
anlagen 

4. Hypothekenforderungen 

5. Sonstige Darlehen 

6. Einlagen bei Kreditinstituten. 


rv. Depotforderungen aus dem in Rückdeckung 
übernommenen Versicherungsgeschäft. 

D. Kapitalanlagen für Rechnung und Risiko von In- 
habern von Lebensversicherungspolicen. 

£. Forderungen 

(bei den Posten 1, II und III sind getrennt auszu- 
weisen Forderungen gegenüber 

— verbundenen Unternehmen 

— Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsver- 
hältnis besteht). 

I. Forderungen aus dem selbst abgeschlosse- 
nen Geschäft 
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2. Abrechnungsforderungen aus dem Rückversi- 
cherungsgeschäft, davon an: 

a) verbundene Unternehmen 

b) Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs^ 
Verhältnis besteht. 

3. Sonstige Forderungen, davon an: 

a) verbundene Unternehmen 

b) Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs^ 
Verhältnis besteht 

4. Gezeichnetes Kapital, das eingefordert, aber 
noch nicht eingezahlt ist (sofern nicht die einzel- 
staatlichen Rechtsvorschriften den Ausweis des 
eingeforderten Kapitals unter dem Posten A auf 
der Aktivseite vor sehen). 

E. Sachanlagen und Vorräte 

1. Sachanlagen gemäß Aktiva-Posten C II in Arti- 
kel 9 der Richtlinie 78/660/EWG, mit Ausnahme 
der Grundstücke und Bauten, 

2. HilfS' und Betriebsstoffe. 

F. Laufende Guthaben bei Kreditinstituten, Postgiro- 
guthaben, Schecks und Kassenbestand 


G. Rechnungsabgrenzungsposten: 

1. Abgegrenzte Zinsen und Mieten 

2. Abgegrenzte Abschlußkosten (getrennt für die 
Nicht-Lebensversicherung und die Lebensver- 
sicherung) 

3. Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten. 

H. Jahresfehlbetrag 

(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten den Ausweis unter dem Posten A VI auf der 

Passivseite vorsehen). 

Passiva 

A. Eigenkapital 

I. Gezeichnetes Kapital 

(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften den Ausweis des angeforderten Ka- 
pitals unter diesem Posten vorsehen. In diesem 
Fall müssen das gezeichnete und das einge- 
zahlte Kapital gesondert ausgewiesen wer- 
den) 


1. an Versicherungsnehmer 

2. an Versicherungsvertreter 

3. sonstige Forderungen aus dem selbst ab- 
geschlossenen Geschäft. 

II. Abrechnungsforderungen aus dem Rück- 
versicherungsgeschäft 


III. Sonstige Forderungen 


IV, Gezeichnetes Kapital, das eingefordert, 
aber noch nicht eingezahlt ist (sofern nicht 
die einzelstaatiichen Rechtsvorschriften 
den Ausweis des eingeforderten Kapitals 
unter dem Posten A auf der Aktivseite vor- 
sehen). 

F. Sonstige Vermögensgegenstände 

I. Sachanlagen gemäß Aktiva-Posten C II in Arti- 
kel 9 der Richtlinie 78/660/EWG, mit Aus- 
nahme der Grundstücke und Bauten, 


II. Laufende Guthaben bei Kreditinstituten, Post- 
giroguthaben, Schecks und Kassenbestand 

III. Eigene Aktien oder Anteile (unter Angabe ih- 
res Nennwertes oder, wenn ein Nennwert 
nicht vorhanden ist, ihres rechnerischen 
Wertes), soweit die einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften eine Bilanzierung gestatten. 

G. unverändert 


H. unverändert 


Passiva 

A. unverändert 
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II. Agio 

III. Neubewertungsrücklage 

IV. Rücklagen 

V. GewinnvortragA^erlustvortrag 

VI. Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 

(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften den Ausweis dieses Postens xinter 
dem Posten H auf der Aktivseite oder unter 
dem Posten H auf der Passivseite vorschrei- 
ben). 

B. Nachrangige Verbindlichkeiten. B. unverändert 


C. Versicherungstechnische Rückstellimgen 

1. Beitragsüberträge (und Rückstellung für dro- 
hende Verluste aus dem Versicherungsge- 
schäft): 

a) Bruttobetrag 

b) davon ab: Anteü für das in Rückdeckxmg 
gegebene Versicherungsgeschäft 

2. DeckungsrücksteUimg: 

a) Bruttobetrag 

b) davon ab: Anteü für das in Rückdeckimg 
gegebene Versicherungsgeschäft 

3. Rückstellung für noch nicht abgewickelte Ver- 
sicherungsfälle: 

a) Bruttobetrag 

b) davon ab: Anteü für das in Rückdeckimg 
gegebene Versicherungsgeschäft 

4. RücksteUung für erfolgsabhängige und erfolgs- 
unabhängige Beitragsrückerstattung: 

a) Bruttobetrag 

b) davon ab; Anteü für das in Rückdeckung 
gegebene Versicherungsgeschäft 

5. Gesetzhch vorgeschriebene Schwankungs- 
rücksteUung 

6. Sonstige versicherungstechnische RücksteUun- 
gen: 

a) Bruttobetrag 

b) davon ab: Anteü für das in Rückdeckung 
gegebene Versicherungsgeschäft 

D. Nicht-versicherungstechnische RücksteUimgen 

1. RücksteUimgen für Pensionen und ähntiche 
Verpflichtungen 

2. SteuerrücksteUimgen 

3. Sonstige RücksteUimgen. 

E. Depotverbindlichkeiten aus dem in Rückdeckung 
gegebenen Versicherungsgeschäft 


C. Versicherungstechnische RücksteUungen 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. RücksteUung für erfolgsabhängige und erfolgs- 
unabhängige Beitragsrückerstattung, soweit 
sie nicht zu Posten C 2 gehört: 

a) Bruttobetrag 

b) davon ab: Anteü für das in Rückdeckung 
gegebene Versicherungsgeschäft 

5. unverändert 

6. unverändert 


D. unverändert 


E. unverändert 
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F. Andere Verbindlichkeiten 

(für jeden Posten sind getrennt auszuweisen Ver- 
bindlichkeiten gegenüber): 

a) verbundenen Unternehmen 

b) Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsver- 
hältnis besteht. 

1. Anleihen, 

davon konvertibel: 

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

3. Verbindlichkeiten aus dem selbstabgeschlosse- 
nen Versicherungsgeschäft 

4. Abrechnungsverbindlichkeiten aus dem Rück- 
versicherungsgeschäft 

5. Sonstige Verbindlichkeiten, einschließhch Ver- 
bindlichkeiten aus Steuern imd Verbindlich- 
keiten im Rahmen der sozialen Sicherheit. 

G. Rechnungsabgrenzungsposten 

H. Jahresüberschuß 

(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten den Ausweis unter dem Posten A VI auf der 
Passivseite vorsehen). 

Artikel 6 

Die Artikel 11, 12, 27, 44, 47 Abs. 2 und 3 und Arti- 
kel 51 Abs. 2 der Richtlinie 78/660/EWG gelten nich 
für Versicherungsuntemehmen. 

Artikel 7 

Artikel 14 der Richtlinie 78/660/EWG güt nicht für 
diejenigen Verpflichtungen, die bei der Ermittlung 
des Betrags der versicherungstechnischen Rückstel- 
lungen berücksichtigt werden. 


F. unverändert 


G. unverändert 

H. unverändert 


Artikel 6 

unverändert 


Artikel 7 

Artikel 14 der Richtlinie 78/660/EWG gilt nicht für 
diejenigen Verpflichtungen, die normalerweise im 
Rahmen des Versicheningsgeschäfts entstehen. 


ABSCHNITT 4 

Vorschriften zu den einzelnen Bilanzposten 

Artikel 8 Artikel 8 

(1) Artikel 15 Abs. 1 imd 2 der Richtlinie unverändert 

78/660/EWG gelten nicht für Versicherungsuntemeh- 
men. 

(2) Absatz 3 des obengenannten Artikels 15 güt für 
jeden Posten unter B, C und F Ziffer 1 auf der Aktiv- 
seite der in Artikel 5 vorgesehenen Ghedemng. 

Artikel 9 Artikel 9 

unverändert 


Aktiva: Posten C III 2 
Schuldverschreibungen 
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(1) Hier sind festverzinsliche, marktfähige Schuld- 
verschreibungen auszuweisen, die von Kreditinstitu- 
ten, von anderen Unternehmen oder von öffentiichen 
Stellen emittiert wurden, soweit sie nicht zu den Akti- 
vaposten C II 2 und C II 4 gehören. 

(2) Als festverzinslich gelten auch Wertpapiere, die 
mit einem veränderhchen 21inssatz ausgestattet sind, 
sofern dieser an eine bestimmte Größe, etwa an einen 
Interbankzinssatz oder an einen Euro-Geldmarktsatz, 
gebunden ist. 


Artikel 10 

Aktiva: Posten C III 3 und 4 

Hypotheken und sonstige Darlehen 

Darlehen an Versicherungsnehmer, bei denen der 
Versicherungsvertrag die Hauptsicherheit darstellt, 
gehören in den Posten „Sonstige Darlehen"? ihre 
Höhe ist im Anhang anzugeben. Hypotheken sind 
auch dann unter „Hypothekenforderungen" auszu- 
weisen, wenn sie zusätzhch durch einen Versiche- 
rungsvertrag gesichert sind. Wenn die nicht durch 
einen Versicherungsvertrag gesicherten „Sonstigen 
Darlehen" einen größeren Umfang haben, ist im An- 
hang eine genauere Aufghederung vorzunehmen. 

Artikel 11 

Aktiva: Posten C III 5 und F 
Einlagen bei Kreditinstituten 

Laufende Guthaben bei Kreditinstituten, Postgirogut- 
haben, Schecks und Kassenbestand 

Zu diesem Posten zählen Beträge, über die erst nach 
Ablauf einer Kündigungsfrist verfügt werden kann, 
während Einlagen, über die trotz Verzinsung jederzeit 
verfügt werden kann, unter Posten? auszuweisen 
sind. 


Artikel 12 

Aktiva: Posten C /V 

Kapitalanlagen für Rechnung und Risiko von Inha- 
bern von Lebensversicherungs-Policen 

Unter „Kapitalanlagen für Rechnung und Risiko von 
Inhabern von Lebensversicherungs-Policen" sind Ka- 
pitalanlagen auszuweisen, die das Versicherungsun- 
temehmen aufgrund seiner Verpflichtungen aus Le- 
bensversicherungsverträgen hält und bei denen sich 
die Versicherungsleistung nach dem Wert dieser Ka- 
pitalanlagen richtet. Bis zu einer späteren HarmonF 
sierung können die Mitgliedstaaten jedoch von den 
Versicherungsunternehmen verlangen oder ihnen ge- 
statten, derartige Kapitalanlagen in den Posten zu er- 
fassen, unter denen sie ungeachtet dieses Artikels er- 
scheinen würden. Wird von dieser Möglichkeit Ge- 
brauch gemacht, dann ist der Betrag derartiger Kapi- 
talanlagen unter jedem der betreffenden Posten ge- 
trennt auszuweisen. 


Artikel 10 

Aktiva: Posten C III 4 und 5 

Hypotheken und sonstige Darlehen 

Darlehen an Versicherungsnehmer, bei denen der 
Versicherungsvertrag die Hauptsicherheit darsteUt, 
gehören in den Posten „Sonstige Darlehen"; ihre 
Höhe ist im Anhang anzugeben. Hypotheken sind 
auch dann unter „Hypothekenforderungen" auszu- 
weisen, wenn sie zusätzhch durch einen Versiche- 
rungsvertrag gesichert sind. Wenn die nicht durch 
einen Versicherungsvertrag gesicherten „Sonstigen 
Darlehen" einen größeren Umfang haben, ist im An- 
hang eine genauere Aufghederung vorzunehmen. 

Artikel 11 

Aktiva: Posten C III 6 und F II 
Einlagen bei Kreditinstituten 

Laufende Guthaben bei Kreditinstituten, Postgirogut- 
haben, Schecks und Kassenbestand 

Zu diesem Posten zählen Beträge, über die erst nach 
Ablauf einer Kündigungsfrist verfügt werden kann, 
während Einlagen, über die trotz Verzinsung jederzeit 
verfügt werden kann, unter Posten F auszuweisen 
sind. 


Artikel 12 

Aktiva: Posten D 

Kapitalanlagen für Rechnung und Risiko von Inha- 
bern von Lebensversicherungs-Pohcen 

Unter „Kapitalanlagen für Rechnung und Risiko von 
Inhabern von Lebensversicherungs-Pohcen" sind Ka- 
pitalanlagen auszuweisen, die das Versicherungsun- 
temehmen aufgrund seiner Verpflichtungen aus Le- 
bensversicherungsverträgen hält und bei denen sich 
die Versicherungsleistung nach dem Wert dieser Ka- 
pitalanlagen richtet. 
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Artikel 13 

Aktiva: Posten C VI 

Depotforderungen aus dem in Rückdeckung über- 
nommenen Versicherungsgeschäft 

In der Bilanz des die aktive Rückversicherung betrei- 
benden Unternehmens sind unter diesem Posten Be- 
träge auszuweisen, die im Rahmen von Rückversiche- 
rungsverträgen bei anderen Versicherungsuntemeh- 
men hinterlegt oder von diesen einbehalten wurden. 
Diese Depotforderungen dürfen nicht mit anderen 
Forderungen desselben Unternehmens zusammenge- 
legt oder mit Verbindlichkeiten gegenüber demsel- 
ben Versicherungsuntemehmen auf gerechnet wer- 
den. 

Stehen die hinterlegten Wertpapiere im Eigentum des 
Rückversicherxmgsuntemehmens, sind sie nicht hier, 
sondern unter dem betreffenden Vermögensgegen- 
stand auszuweisen. 

Artikel 14 

Aktiva: Posten G 1 

Abgegrenzte Zinsen und Mieten 

Unter dem Posten „Abgegrenzte Zinsen und Mieten" 
sind die Zins- und Mietbeträge zu erfassen, die auf die 
Zeit bis zum Bilanzstichtag entfallen, aber noch nicht 
fällig sind. 

Artikel 15 

Aktiva: Posten G 2 
Abgegrenzte Abschlußkosten 

Zum Posten „Abgegrenzte Abschlußkosten" zählen 
die Aufwendungen für den Abschluß von Versiche- 
rungsverträgen, die im Hinblick auf die Vertrags- 
dauer einem späteren Geschäftsjahr oder späteren 
Geschäftsjahren zuzurechnen sind. Die Mitgliedstaa- 
ten können die Abgrenzung derartiger Beträge im 
Lebensversicherungsgeschäft untersagen; ein solches 
Verbot ist im Anhang aufzuführen. 


Ergibt sich bei der Zillmerung in der Lebensversiche- 
rung für einzelne Verträge ein negativer Betrag, dann 
ist die Summe dieser negativen Beträge in die abge- 
grenzten Abschlußkosten einzubeziehen und im An- 
hang auszuweisen. 


Artikel 16 

Passiva: Posten A I 
Gezeichnetes Kapital 


Artikel 13 
Aktiva: Posten C IV 

Depotforderungen aus dem in Rückdeckung über- 
nommenen Versicherungsgeschäft 

In der Bilanz des die aktive Rückversicherung betrei- 
benden Unternehmens sind unter diesem Posten Be- 
träge auszuweisen, die im Rahmen von Rückversiche- 
rungsverträgen bei anderen Versicherungsuntemeh- 
men hinterlegt oder von diesen einbehalten wurden. 
Diese Depotfordemngen dürfen nicht mit anderen 
Fordemngen desselben Unternehmens zusammenge- 
legt oder mit Verbindlichkeiten gegenüber demsel- 
ben Versichemngsunternehmen aufgerechnet wer- 
den. 

Stehen die hinterlegten Wertpapiere im Eigentum des 
Rückversichemngsuntemehmens, sind sie nicht hier, 
sondern unter dem betreffenden Vermögensgegen- 
stand auszuweisen. 

Artikel 14 

unverändert 


Artikel 15 

Aktiva: Posten G 2 
Abgegrenzte Abschlußkosten 

(1) Zum Posten „Abgegrenzte Abschlußkosten" 
zählen die Aufwendungen für den Abschluß von Ver- 
sichemngsverträgen, die im Hinblick auf die Ver- 
tragsdauer einem späteren Geschäftsjahr oder späte- 
ren Geschäftsjahren zuzurechnen sind. 

(2) Die Mitgliedstaaten können die Abgrenzung 
derartiger Beträge im Lebensversichemngsgeschäft 
untersagen; ein solches Verbot ist im Anhang aufzu- 
führen. 

Ergibt sich bei der Zillmemng in der Lebensversiche- 
mng für einzelne Verträge ein negativer Betrag, dann 
ist die Summe dieser negativen Beträge in die abge- 
grenzten Abschlußkosten einzubeziehen und im An- 
hang auszuweisen. 

Werden die Abschlußkosten in der Lebensversiche- 
rung unabhängig von der Deckungsrückstellung 
festgesetzt und übersteigen sie diese, so ist die Diffe- 
renz ebenfalls im Anhang auszuweisen. 

Artikel 16 

Passiva: Posten A I 
Gezeichnetes Kapital 
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In diesem Posten sind — ungeachtet ihrer Bezeich- 
nung im Einzelfall — alle Beträge auszuweisen, die je 
nach der Rechtsform des Versicherungsuntemeh- 
mens nach den nationalen Gesetzen des betreffenden 
Mitgliedstaates als von den Aktionären oder anderen 
Eigentümern gezeichnete Eigenkapitalbeträge gel- 
ten. 

Artikel 17 

Passiva: Posten A IV 
Rücklagen 

Der Posten „Rücklagen" enthält alle in Artikel 9 der 
Richtlinie 78/660/EWG unter Passivaposten A IV im 
einzelnen aufgeführten Rücklagenarten in der dort 
gegebenen Abgrenzimg. Zusätzlich dazu können die 
Mitgliedstaaten andere Arten von Rücklagen vor- 
schreiben, sofern dies im Hinblick auf die von der 
Richtlinie 78/660/EWG nicht erfaßten Rechtsformen 
von Versichenmgsuntemehmen erforderlich ist. 

Diese Rücklagen sind in den Bilanzen der Versiche- 
rungsuntemehmen einzeln als Unterposten zu Passi- 
vaposten A rv auszuweisen, außer der Neubewer- 
tungsrücklage, die in Posten A III ausgewiesen 
wird. 

Artikel 18 

Passiva: Posten B 

Nachrangige Verbindlichkeiten 

Verbriefte oder unverbriefte Verbindlichkeiten, die 
aufgnmd Vertrages im Falle der Liqmdation oder des 
Konkurses allen anderen Verbindlichkeiten nachge- 
ordnet sind, sind unter dem Passivaposten B auszu- 
weisen. 

Artikel 19 

Passiva: Posten C 

Versicherungstechnische Rückstellungen 

Artikel 20 der Richtlinie 78/660/EWG gilt nicht für die 
unter Passivaposten C ausgewiesenen versicherungs- 
technischen Rückstellungen. 

Artikel 20 

Passiva: Posten C 

Abzusetzender Anteil für das in Rückdeckung gege- 
bene Versicherungsgeschäft 

Der Anteil für das in Rückdeckung gegebene Versi- 
cherungsgeschäft ist entsprechend den Bestimmun- 
gen der Rückversicherungsverträge zu ermitteln. 

Artikel 21 

Passiva: Posten C 1 
Beitragsüberträge 


In diesem Posten sind — ungeachtet ihrer Bezeich- 
nung im Einzelfall — alle Beträge auszuweisen, die je 
nach der Rechtsform des Versicherungsuntemeh- 
mens nach den nationalen Gesetzen des betreffenden 
Mitgliedstaates als von den Aktionären oder anderen 
Personen gezeichnete Eigenkapitalbeträge gelten. 

Artikel 17 

Passiva: Posten A IV 
Rücklagen 

Der Posten „Rücklagen" enthält alle in Artikel 9 der 
Richtlinie 78/660/EWG unter Passivaposten A IV im 
einzelnen aufgeführten Rücklagenarten in der dort 
gegebenen Abgrenzung. Die Mitgliedstaaten können 
weitere Arten von Rücklagen vorschreiben, sofern 
dies im Hinblick auf die von der Richtlinie 
78/660/EWG nicht erfaßten Rechtsformen von Versi- 
cherungsuntemehmen erforderlich ist. 

Die Rücklagen sind in den Bilanzen der Versiche- 
rungsuntemehmen einzeln als Unterposten zu Passi- 
vaposten AIV auszuweisen, außer der Neubewer- 
tungsrücklage, die in Posten A III ausgewiesen 
wird. 

Artikel 18 

unverändert 


Artikel 19 

unverändert 


Artikel 20 

unverändert 


Artikel 21 
unverändert 
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Beitragsüberträge umfassen den Teil der Brutto-Bei- 
träge, der dem folgenden Geschäftsjahr bzw. den fol- 
genden Geschäftsjahren zuzurechnen ist. Im Falle der 
Lebensversicherung können die Mitgliedstaaten bis 
zu einer späteren Harmonisierimg zulassen oder ver- 
langen, daß die Deckungsrückstellung auch die Bei- 
tragsüberträge einschließt. 


Artikel 22 

Passiva: Posten C 6 (oder C 1) 

Rückstellung für drohende Verluste aus dem Versi- 
cherungsgeschäft 

Die „Rückstellung für drohende Verluste aus dem 
Versicherungsgeschäft" ximfaßt den Betrag, der zu- 
sätzlich zu den Beitragsüberträgen für nach dem Ende 
des Geschäftsjahres von dem Versicherungsimter- 
nehmen zu tragende Risiken zurückgestellt wurde, 
um allen über die entsprechenden Beitragsüberträge 
und etwaigen Beitragsforderungen aus diesen Verträ- 
gen hinausgehenden Ansprüchen aus Versicherungs- 
fällen und Aufwendungen aus laufenden Versiche- 
rungsverträgen Rechnung zu tragen. Die Rückstel- 
lung für drohende Verluste aus dem Versicherungs- 
geschäft ist imter den „sonstigen versicherungstech- 
nischen Rückstellungen" in Passivaposten C 6 auszu- 
weisen, sofern sie nicht nach den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften den Beitragsüberträgen im Sinne 
von Artikel 21 hinzuzurechnen und im Passivaposten 
C 1 auszuweisen sind; in diesem Falle lautet die Be- 
zeichnung dieses Postens „Beitragsüberträge und 
Rückstellung für drohende Verluste aus dem Versi- 
cherungsgeschäft". Erreichen die Rückstellungen für 
drohende Verluste aus dem Versicherungsgeschäft 
einen größeren Umfang, dann ist er in beiden Fällen 
entweder in der Bilanz oder im Anhang getrennt aus- 
zuweisen. 


Artikel 23 


Passiva: Posten C 2 
Deckungsrückstellung 

Die Deckungsrückstellung umfaßt den versicherungs- 
mathematisch errechneten Wert der Verpflichtungen 
des Versicherers, die sich aus Lebensversicherungs- 
verträgen des direkten und indirekten Geschäfts un- 
ter Abzug des Barwerts künftiger Prämien ergeben. 
Für den Ausweis negativer Beträge aus der Zillme- 
rung der Deckimgsrückstellung in der Lebensversi- 
cherung gilt Artikel 15. 


Artikel 24 


Passiva: Posten C 3 
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Artikel 22 

unverändert 


Artikel 23 

unverändert 


Artikel 24 

unverändert 


Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versiche- 
rungsfälle 
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(1) Unter „Rückstellung für noch nicht abgewickelte 
Versicherungsfälle" sind die geschätzten Gesamtko- 
sten auszuweisen, die dem Versicherungsuntemeh- 
men aus der Abwicklung der bis zum Ende des Ge- 
schäftsjahres angefallenen — gemeldeten oder nicht 
gemeldeten — Versicherungsfälle entstanden sind 
oder noch entstehen werden, abzüglich der für solche 
Versicherungsfälle bereits gezahlten Beträge. 

(2) Die Rückstellung, die aus der Anwendung der in 
Artikel 40 Abs. 1 geschilderten Methoden 1 oder 2 re- 
sultiert, ist unter der Rückstellung für noch nicht abge- 
wickelte Versicherungsfälle auszuweisen. Dieser Be- 
trag ist im Anhang anzugeben. 


Artikel 25 

Passiva: Posten C 4 

Rückstellung für erfolgsabhängige und erfolgsunab- 
hängige Beitragsrückerstattung 

Die Rückstellung enthält diejenigen Beträge, die als 
erfolgsabhängige oder erfolgsunabhängige Beitrags- 
rückerstattung im Sinne von Artikel 34 für eine spä- 
tere Ausschüttung an Versicherungsnehmer und Be- 
günstigte bestimmt sind, sofern sie nicht schon dem 
Versicherungsnehmer oder Begünstigten zugeteilt 
worden oder in der unter Passivaposten C 2 ausgewie- 
senen Deckungsrückstellung erfaßt sind. 


Artikel 26 

Passiva: Posten C 5 

Gesetzlich vor geschriebene Schwankungsrückstel- 
lung 

Die „Schwankungsrückstellung" unter Passiva C5 
umfaßt alle Beträge, die aufgrund gesetzlicher Vor- 
schriften zurückzustellen sind, um Schwankungen im 
Schadenverlauf künftiger Jahre auszugleichen. Be- 
träge, die für solche Zwecke zurückgestellt werden, 
obwohl keine diesbezüghche Rechtsvorschrift be- 
steht, sind unter Passivaposten A IV getrennt auszu- 
weisen. Die Mitgliedstaaten können jedoch zulassen 
oder verlangen, daß diese Beträge in den „Sonstigen 
versicherungstechnischen Rückstellungen" in Passi- 
vaposten C 6 ausgewiesen werden; in diesem Falle ist 
der entsprechende Betrag, wenn er einen größeren 
Umfang erreicht, im Anhang anzugeben. 


Artikel 27 

Passiva: Posten F 

Depotverbindlichkeiten aus dem in Rückdeckung ge- 
gebenen Versicherungsgeschäft 


Artikel 25 

unverändert 


Artikel 26 

Passiva: Posten C 5 

Gesetzlich vor geschriebene Schwankungsrückstel- 
lung 

(1) Die „Schwankungsrückstellung" unter Passiva 
C 5 umfaßt alle Beträge, die aufgnmd von Gesetzes- 
oder Verwaltungsvorschriften zurückzustellen sind, 
um Schwankungen im Schadenverlauf künftiger 
Jahre auszugleichen. Hierzu zählen auch dem glei- 
chen Zweck dienende Rückstellungen für besondere 
Risiken. 

(2) Beträge, die zum Ausgleich der Schwankungen 
im Schadensverlauf zurückgestellt werden, obwohl 
keine diesbezüghche Rechtsvorschrift besteht, sind 
unter Passivaposten A IV getrennt auszuweisen. Die 
Mitghedstaaten können jedoch zulassen oder verlan- 
gen, daß diese Beträge in den „Sonstigen versiche- 
rungstechnischen Rückstellungen" in Passivaposten 
C 6 ausgewiesen werden; in diesem Falle ist der ent- 
sprechende Betrag, wenn er einen größeren Umfang 
erreicht, im Anhang anzugeben. 

Artikel 27 

unverändert 
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Als Depotverbindhchkeiten sind Beträge auszuwei- 
sen, die im Rahmen von Rückversicherungsverträgen 
vom besitzenden Unternehmen als Sicherheit einbe- 
halten oder ihm vom Rückversicherer zu diesem 
Zweck belassen worden sind. Sie dürfen nicht mit 
Abrechnungsverbindlichkeiten zusammengelegt oder 
mit Abrechnungsforderungen des Rückversicherers 
verrechnet werden. 

Sind bei dem zedierenden Unternehmen Wertpapiere 
hinterlegt worden und in sein Eigentum übergegan- 
gen, dann umfaßt dieser Posten den Betrag, den das 
zedierende Unternehmen aufgrund seiner Rückgabe- 
Verpflichtung schuldet. 


ABSCHNITT 5 

Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung 


Artikel 28 

(1) Die Mitgliedstaaten sehen für die Gewinn- und 
Verlustrechnung die in Artikel 29 niedergelegte Ghe- 
derung vor. 

(2) Die versicherungstechnische Rechnung für das 
allgemeine Versicherungsgeschäft ist für die unter die 
Richtlinie 73/239/EWG fallenden Zweige der Direkt- 
versicherung und die entsprechenden Zweige der 
Rückversicherung zu verwenden. 

(3) Die versicherungstechnische Rechnung für das 
Lebensversicherungsgeschäft ist für die unter die 
Richtlinie 79/267/EWG fallenden Zweige der Direkt- 
versicherung und die entsprechenden Zweige der 
Rückversicherung zu verwenden. 


Artikel 29 

Gewinn- und Verlustrechnung 

I. Versicherungstechiusche Rechnung — Allgemei- 
nes Versicherungsgeschäft 

1. Beiträge: 

a) Brutto-Beiträge 

b) davon ab: abgegebene Rückversiche- 
rungsbeiträge 


Artikel 28 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die Mitgliedstaaten können zulassen oder vor- 
schreiben, daß die Unternehmen, welche ausschließ- 
lich oder hauptsächlich die Rückversicherung betrei- 
ben, für die Gesamtheit der betriebenen Zweige die 
versicherungstechnische Rechnung für das Allge- 
meine Geschäft verwenden. Das gilt auch für Unter- 
nehmen, die das Direktversicherungsgeschäft be- 
schränkt auf das Allgemeine Versicherungsgeschäft 
betreiben und daneben das Rückversicherungsge- 
schäft. 


Artikel 29 

Gewinn- und Verlustrechnung 

I. Versicherungstechnische Rechnung — Allgemei- 
nes Versicherungsgeschäft 

1. Beiträge: 

a) Bruttobeiträge 

b) abgegebene Rückversicherungsbeiträge (-) 
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c) Veränderung der Beitragsüberträge für ei- 
gene Rechnung (+ oder -) 


d) Verdiente Beiträge (Ergebnis von Buchsta- 
ben a, b und c) 

2. Sonstige versicherungstechnische Netto-Er- 
träge 


3. Aufwendungen für Versicherungsfälle: 

a) Brutto-Aufwendungen für Versicherungs 
fälle 

b) davon ab: Anteile der Rückversicherer 


c) Veränderung der Rückstellung für noch 
nicht abgewickelte Versicherungsfälle für 
eigene Rechnimg (+ oder —) 

d) Aufwendungen für Versicherungsfälle für 
eigene Rechnung (Ergebnis von Buchsta- 
ben a, b und c) 

4. Veränderungen der übrigen versicherungs- 
technischen Rückstellungen für eigene Rech- 
nung; 

a) Veränderung der Rückstellung für drohen- 
de Verluste aus dem Versicherungsge- 
schäft (+ oder “) 

b) Veränderung der übrigen versicherungs- 
technischen Rückstellungen, soweit sie 
nicht imter anderen Posten ausgewiesen 
sind (+ oder -) 

c) Ergebnis von Buchstaben a und b 
(+ oder “) 

5. Aufwendxmgen für erfolgsabhängige und er- 
folgsimabhängige Beitragsrückerstattungen: 

a) Beitragsrückerstattung brutto 

b) davon ab: Anteile der Rückversicherer 

c) Beitragsrückerstattung für eigene Rech- 
nung 

6. Provisionen und andere versicherungstechni- 
sche Aufwendxmgen: 

a) Provisionen 

b) Verwaltungskosten 

c) Provisionen und Gewinnbeteiligungen von 
anderen Versicherungsunternehmen (-) 

d) Veränderung der abgegrenzten Abschluß- 
kosten (+ oder — ) 


c) Veränderxmg der Beitragsüberträge und, 
sofern die einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften ihren Ausweis unter Passivapo- 
sten C 1 gestatten, der Rückstellung für 
drohende Verluste (+ oder -) 

d) Verdiente Beiträge (Ergebnis von Buchsta- 
ben a, b xmd c) 

2. Sonstige versicherungstechnische Netto-Er- 
träge 

3. Technischer Zinsertrag (+) (III 8) 

4. Aufwendxmgen für Versicherungsfälle: 

a) Zahlungen für Versicherungsfälle 

aa) Bruttobetrag 

bb) Anteil der Rückversicherer (— ) 

cc) Nettobetrag (Ergebnis von Doppel- 
buchstaben aa und bb) 

b) Veränderxmg der Rückstellung für noch 
nicht abgewickelte Versicherungsfälle für 
eigene Rechnung (+ oder -) 

c) Aufwendungen für Versicherxmgsfälle für 
eigene Rechnung (Ergebnis von Buchsta- 
ben a xmd b) 

5. Veränderungen der übrigen versicherungs- 
technischen Rückstellungen für eigene Rech- 
nung: 

a) Veränderxmg der Rückstellung für dro- 
hende Verluste aus dem Versicherungsge- 
schäft (sofern diese Veränderung nicht un- 
ter Ic erfaßt ist) (+ oder -) 

b) Veränderung der übrigen versicherxmgs- 
technischen Rückstellungen, soweit sie 
nicht xmter anderen Posten ausgewiesen 
sind (+ oder “) 

c) Ergebnis von Buchstaben a und b 
(+ oder -) 

6. Axifwendxmgen für Beitragsrückerstattxmg für 
eigene Rechnung 

a) erfolgsunabhängige 

b) erfolgsabhängige 


7. Aufwendungen für den Versicherungsbe- 
trieb 

a) Abschlußkosten 
davon: Provisionen 

b) Verwaltungskosten 

c) Rückversicherungsprovisionen und Ge- 
winnanteile (-) 

d) Veränderung der abgegrenzten Abschlxiß- 
kosten (+ oder -) 
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e) Nettobetrag der Provisionen und anderen 
technischen Aufwendungen (Ergebnis von 
Buchstaben a, b, c und d) 

7. Sonstige versicherungstechnische Aufwen- 
dungen, abzüglich Rückversicherungsanteil 

8. Zwischensumme (erstes versicherirngstechni- 
sches Ergebnis) 

9. Veränderung der Schwankungsrückstellung 
bzw. -rücklage: 

a) Veränderung der gesetzlich vorgeschrie- 
benen Schwankungsrückstellung (+ oder -) 

b) Veränderung der anderen Schwankungs- 
rückstellimgen und -rücklagen (-h oder -) 

c) Ergebnis von Buchstaben a und b 

10. technischer Zinsertrag (-^) (III 10) 

11. Zwischensumme (zweites versicherungstech- 
nisches Ergebnis (III 1) 

II. Versicherungstechnische Rechnung — Lebens- 
versicherungsgeschäft 

1. Beiträge; 

a) Brutto-Beiträge 

b) davon ab: Rückversicherungsbeiträge 

c) Veränderung der Beitragsüberträge für ei- 
gene Rechnung (+ oder -) 

d) Verdiente Beiträge (Ergebnis von Buchsta- 
ben a, b und c) 

2. Erträge aus Beteiligungen, davon aus verbun- 
denen Unternehmen 


3. Erträge aus anderen Kapitalanlagen, davon 
aus verbundenen Unternehmen: 

a) Erträge aus Grundstücken und Bauten 

b) Erträge aus anderen Kapitalanlagen 

c) Ergebnis von Buchstaben a und b 

4. Erträge aus dem Abgang von Kapitalanla- 
gen 

5. Erträge aus Zuschreibungen 

6. Nichtrealisierte Gewinne aus Kapitalanlagen 

7. Sonstige versicherungstechnische Erträge 

8. Zwischensumme: versicherungstechnische Er- 
träge insgesamt 


e) Aufwendungen für den Versicherungsbe- 
trieb (Ergebnis von Buchstaben a, b, c 
und d) 

8. Sonstige versicherungstechnische Aufwen- 
dungen für eigene Rechnung 

9. Zwischensumme (erstes versicherungstechni- 
sches Ergebnis) 

10. Veränderung der Schwankungsrückstellung 
bzw. -rücklage: 

a) Veränderung der durch Gesetz oder 
Verwaltungsvorschrift vorgeschriebenen 
Schwankungsrückstellung (+ oder — ) 

b) Veränderung der anderen Schwankungs- 
rückstellungen und -rücklagen (+ oder -) 

c) Ergebnis von Buchstaben a und b 


11. Zwischensumme (zweites versicherungstech- 
nisches Ergebnis (III 1) 

II. Versicherungstechnische Rechnung — Lebens- 
versicherungsgeschäft 

1. Beiträge: 

a) Brutto-Beiträge 

b) Rückversicherungsbeiträge (-) 

c) Veränderung der Beitragsüberträge für ei- 
gene Rechmmg (+ oder -) 

d) Verdiente Beiträge (Ergebnis von Buchsta- 
ben a, b und c) 

2. Erträge aus Kapitalanlagen 

a) Erträge aus Beteiligimgen, davon aus ver- 
bundenen Unternehmen: 

b) Erträge aus anderen Kapitalanlagen, da- 
von aus verbundenen Unternehmen; 

aa) Erträge aus Grundstücken und Bau- 
ten 

bb) Erträge aus anderen Kapitalanlagen 


c) Erträge aus Zuschreibungen 

d) Gewinne aus dem Abgang von Kapitalan- 
lagen 

3. Nichtrealisierte Gewinne aus Kapitalanlagen 

4. Sonstige versichemngstechnische Erträge 

5. Zvnschensumme: versicherungstechnische Er- 
träge insgesamt 
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9. Aufwendungen für Versicherungsfälle: 

a) Brutto-Aufwendungen für Versicherungs- 
fälle 


b) davon ab: Anteile der Rückversicherer 


c) iVeffo- Auf Wendungen für Versicherungs- 
fälle (Ergebnis von Buchstaben a und b) 

1 0. Veränderungen versicherungstechnischer 
Netto-Rückstellungen, soweit sie nicht zu 
Posten Nummer 1 Buchstabe c gehören: 

a) Nettodeckungsrückstellimg (+ oder — ) 

b) Übrige versicherungstechnische Netto- 
Rückstellungen (+ oder -) 

11. Aufwendungen für erfolgsabhängige und er- 
folgsunabhängige Beitragsrückerstattung: 

a) Brutto-Aufwendungen für Beitragsrücker- 
stattung 

b) davon ab: Anteile der Rückversicherer 

c) Netto- Aufwendungen für Beitragsrücker- 
stattung 

12. Provisionen und andere versicherungstechni- 
sche Aufwendungen: 

a) Provisionen 

b) Verwaltungsaufwendungen 

c) davon ab: Provisionen und Gewinnbeteili- 
gungen von anderen Versicherungsunter- 
nehmen 

d) Veränderung der abgegrenzten Abschluß- 
kosten (-h oder -) 

e) Netto-Betrag der Provisionen und anderen 
technischen Aufwendungen (Ergebnis von 
Buchstaben a, b, c und d) 

13. Aufwendungen für Kapitalanlagen: 

a) Aufwendungen, einschließlich Zinsen, für 
Grundstücke und Bauten 

b) Sonstige Aufwendungen, einschließlich 
solcher für Zinsen und Verwaltung 


14. Verluste aus dem Abgang von Kapitalanla- 
gen 

15. Wertberichtigungen zu Kapitalanlagen 


6. Aufwendungen für Versicherungsfälle: 

a) Zahlungen für Versicherungsfälle 

aa) Bruttobetrag 

bb) Anteil der Rückversicherer (— ) 

cc) Nettobetrag (Ergebnis von Doppel- 
buchstaben aa und bb) 

b) Veränderung der Rückstellung für noch 
nicht abgewickelte Versicherungsfälle 
f.e.R, (+ oder -) 

c) Aufwendungen für Versicherungsfälle für 
eigene Rechnung (Ergebnis von Buchsta- 
ben a imd b) 

7 . Veränderungen versicherungstechnischer 
Netto-Rückstellungen, soweit sie nicht zu 
Posten Nummer 1 Buchstabe c oder Num- 
mer 6 Buchstabe b gehören: 

a) Nettodeckungsrückstellung (-h oder — ) 

b) Übrige versicherungstechnische Netto- 
Rückstellungen (+ oder — ) 

8. Aufwendimgen für Beitragsrückerstattung 

für eigene Rechnung: 

a) erfolgsimabhängige 

b) erfolgsabhängige 


9. Aufwendimgen für den Versicherungsbe- 
trieb 

a) Abschlußkosten, davon Provisionen 

b) Verwaltungskosten 

c) Rückversicherungsprovisionen und Ge- 
winnbeteiligungen (— ) 

d) Veränderung der abgegrenzten Abschluß- 
kosten (-h oder -) 

e) Aufwendungen für den Versicherungs- 
betrieb (Ergebnis von Buchstaben a, b, c 
und d) 

10 . Aufwendungen für Kapitalanlagen: 

a) Aufwendungen für Grundstücke und Bau- 
ten, einschließlich Zinsen 

b) Sonstige Aufwendungen, einschließlich 
solcher für Zinsen und Verwaltung 

c) Wertberichtigung zu Kapitalanlagen 

d) Verluste aus dem Abgang von Kapitalanla- 
gen 
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1 6. Nichtrealisierte Verluste aus Kapitalanlagen 

17. Sonstige versicherungstechnische Aufwen- 
dungen 

1 8. Zwischensumme: versicherungstechnische 
Kosten insgesamt 

19. Zwischensumme: erstes versicherungstechni- 
sches Ergebnis 

20. Davon ab: Zugeordneter Zins (111 9) 

21. Zwischensumme: zweites versicherungstech- 
nisches Ergebnis (III 2). 

III. Nichtversicherungstechnische Rechnung 

1. Ergebnis des Allgemeinen Versicherungsge- 
schäfts (1 11) 

2. Ergebnis des Lebensversicherungsgeschäfts 
( 1121 ) 

3. Erträge aus Beteiligungen, außer den in der 
versicherungstechnischen Rechnung ausge- 
wiesenen, davon aus verbundenen Unterneh- 
men. 

4. Erträge aus anderen Kapitalanlagen, davon 
aus verbundenen Unternehmen: 

a) Erträge aus Grundstücken und Bauten 

b) Erträge aus anderen Kapitalanlagen 


5. Wertberichtigungen zu Kapitalanlagen 
(+ oder “) 

6. Aufwendungen für Kapitalanlagen: 

a) Aufwendungen für Grundstücke und Bau- 
ten, einschheßlich Zinsen 

b) Aufwendungen für die Vermögensverwal- 
tung, einschließlich Zinsen 

7. Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanla- 
gen 

8. Verluste aus dem Abgang von Kapitalanla- 
gen 

9. Zugeordneter Zins von 11 20 (+) 

10. Technischer Zins nach 1 10 (-) 

11. Sonstige Erträge 

12. Sonstige Aufwendungen, einschließlich Wert- 
berichtigungen 

13. Steuern auf das Ergebnis der normalen Ge- 
schäftstätigkeit 


11. Nichtreahsierte Verluste aus Kapitalanlagen 

12. Sonstige versicherungstechnische Aufwen- 
dungen 


13. Der nichtversicherungstechnischen Rech- 
nung zugeordneter Zins (-) (III 5) 

14. Zwischensumme: versicherungstechnisches 
Ergebnis (III 2). 

III. Nichtversicherungstechnische Rechnung 

1. Ergebnis des Allgemeinen Versicherungsge- 
schäfts (1 11) 

2. Ergebnis des Lebensversicherungsgeschäfts 

(II 14) 

3. Erträge aus Kapitalanlagen 

a) Erträge aus Beteiligungen, davon aus ver- 
bundenen Unternehmen: 

b) Erträge aus anderen Kapitalanlagen, da- 
von aus verbundenen Unternehmen: 

aa) Erträge aus Grundstücken und Bau- 
ten 

bb) Erträge aus anderen Kapitalanlagen 

c) Erträge aus Zuschreibungen 

d) Gewinne aus dem Abgang von Kapitalan- 
lagen 

4. Nicht realisierte Gewinne aus Kapitalanla- 
gen 

5. Zugeordneter Zins von II 13 (+) 

6. Aufwendungen für Kapitalanlagen: 

a) Aufwendungen für Grundstücke und Bau- 
ten, einschheßlich Zinsen 

b) Aufwendungen für die Vermögensverwal- 
tung, einschheßhch Zinsen 

c) Wertberichtigungen zu Kapitalanlagen 

d) Verluste aus dem Abgang von Kapitalanla- 
gen 

7. Nicht realisierte Verluste aus Kapitalanla- 
gen 

8. Technischer Zins nach I 3 

9. Sonstige Erträge 

10. Sonstige Aufwendungen, einschheßhch Wert- 
berichtigungen 

11. Steuern auf das Ergebnis der normalen Ge- 
schäftstätigkeit 
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14. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 
nach Abzug der Steuern 

15. Außerordentliche Erträge 

16. Außerordentliche Aufwendungen 

17. Außerordentliches Ergebnis 

18. Steuern auf das außerordentliche Ergebnis 

19. Sonstige Steuern, soweit nicht unter obigen 
Posten enthalten 

20. Ergebnis des Geschäftsjahres. 


12. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 
nach Abzug der Steuern 

13. Außerordentliche Erträge 

14. Außerordentliche Aufwendungen 

15. Außerordentliches Ergebnis 

16. Steuern auf das außerordentliche Ergebnis 

17. Sonstige Steuern, soweit nicht unter obigen 
Posten enthalten 

.18. Ergebnis des Geschäftsjahres. 


ABSCHNITT 6 

Vorschriften zu den einzelnen Posten der Gewinn- und Verlustrechnung 


Artikel 30 

Versicherungstechnische Rechnung — 
das Allgemeine Versicheningsgeschäft: 

Posten 1 1 a) 

Versicheningstechnische Rechnung ~ 
Lebensversicheningsgeschäft: 

Posten II 1 a) 

Bnitto-Beiträge 

1. Artikel 28 der Richtlinie 78/660/EWG gilt nicht für 
Versicherungsuntemehmen. 

2. Die „Bnitto-Beiträge" umfassen alle bereits einge- 
gangenen oder fällig gewordenen Beiträge aus 
Versicherungsverträgen, die von dem Versiche- 
rungsuntemehmen oder für dessen Rechnung ab- 
geschlossen wurden; dazu gehören auch: 

a) Einmalbeiträge und Zahlungen für Jahresren- 
ten; 


b) Beitragszuschläge bei halbjährlicher, viertel- 
jährlicher oder monatlicher Beitragszahlung 
und Erstattimgen der Versicherungsnehmer für 
Aufwendxmgen des Unternehmens; 

c) bei Mitversichemng der Anteil des Versiche- 
nmgsxmtemehmens am Gesamtbetrag der Bei- 
tragseinnahmen (imter Ausschluß der Beiträge, 
die den anderen Mitversicherem zustehen); 

d) die bereits eingegangenen oder fälligen Rück- 
versichemngsbeiträge ; 


Artikel 30 

Versicherungstechnische Rechnung ~ 
das Allgemeine Versicheningsgeschäft: 

Posten 1 1 a) 

Versicheningstechnische Rechnung — 
Lebensversicheningsgeschäft: 

Posten II 1 a) 

Bnittobeiträge 

1. Artikel 28 der Richtlinie 78/660/EWG gilt nicht für 
Versichemngsunternehmen. 

2. Die „Bmttobeiträge" umfassen alle bereits einge- 
gangenen oder fällig gewordenen Beiträge aus 
Versichemngsverträgen, die von dem Versiche- 
nmgsuntemehmen oder für dessen Rechnung ab- 
geschlossen wurden; dazu gehören auch: 

a) Einmalbeiträge und Zahlungen für Jahresren- 
ten, in der Lebensversicherung auch die Ein- 
malbeiträge aus der Rückstellung für Beitrags- 
rückerstattung, soweit diese nach den versiche- 
rungsvertraglichen Grundlagen wie vom Ver- 
sicherungsnehmer geleistete Beiträge zu be- 
handeln sind und die Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaates den Ausweis unter den Beiträ- 
gen vorschreiben oder zulassen; 

b) Beitragszuschläge bei halbjährhcher, viertel- 
jährlicher oder monatlicher Beitragszahlung 
und Erstattungen der Versichemngsnehmer für 
Aufwendungen des Unternehmens; 

c) bei Mitversicherung der Anteil des Versiche- 
rungsuntemehmens am Gesamtbetrag der Bei- 
tragseinnahmen (unter Ausschluß der Beiträge, 
die den anderen Mitversicherem zustehen) ; 

d) die bereits eingegangenen oder fälligen Rück- 
versichemngsbeiträge; 
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nach Abzug von Stornierungen sowie von Versi- 
cherungssteuem und ähnlichen Abgaben, die auf 
die einzelnen Beiträge bzw. auf die Gesamtprä- 
mieneinnahmen erhoben werden. 

Artikel 31 

Versicherungstechnische Rechnung für das 

Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten 1 1 b) 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten II 1 b) 

Abgegebene Rückversicherungsbeiträge 

Unter „ abgegebene Rückversicherungsbeiträge " 
fallen alle gezahlten oder fälligen Beiträge aus dem in 
Rückdeckung gegebenen Versicherungsgeschäft. 

Artikel 32 

Versicherungstechnische Rechnung für das 

Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten 1 1 c) 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten II 1 c) 

Veränderung der Beitragsüberträge für 
eigene Rechnung 

Die „Veränderung der Beitragsüberträge'' für ei- 
gene Rechnung entspricht dem Unterschied zwischen 
den Beitragsüberträgen zu Beginn und am Ende des 
Geschäftsjahres; nicht erfaßt ist die Veränderung der 
Rückstellung für drohende Verluste aus dem Versi- 
cherungsgeschäft. In der Lebensversicherung können 
die Mitgliedstaaten bis zu einer späteren Koordinie- 
rung verlangen oder zulassen, daß die Veränderung 
der Beitragsüberträge unter der „Veränderung der 
Deckungsrückstellung'' ausgewiesen wird. 

Artikel 33 

Versicherungstechnische Rechnung für das 
Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten 1 3 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten iJ 9 

Aufwendungen für Versicherungsfälle 

(1) Aufwendungen für Versicherungsfälle sind die 
für bis zum Büanzstichtag eingetretenen Versiche- 
rungsfälle gezahlten und zu zahlenden Beträge unter 
Berücksichtigung der in früheren Geschäftsjahren ge- 
bildeten Rückstellungen. Dazu gehören Rentenzah- 
lungen, Rückkäufe, die Anpassimg der in früheren 
Geschäftsjahren gebildeten Rückstellungen, Spät- 
schäden, externe und interne, spezielle und allge- 
meine Schadenregulierungsaufwendungen sowie die 
Schadenreserveeintritte und -austritte von Zedenten 
und Rückversicherern. Forderungen, die entstanden 
sind, weil axifgrund der Versicherungsleistung An- 
sprüche auf ein versichertes Objekt, für das Ersatz 
geleistet worden ist, bestehen (Provenues) oder weil 
Rückgriff genommen werden kann (Regresse), sind 
abzusetzen. Nehmen diese Beträge einen größeren 
Umfang an, so sind sie im Anhang anzugeben. 


nach Abzug von Stornierungen sowie von Versi- 
cherungssteuern \md ähnlichen Abgaben, die auf 
die einzelnen Beiträge bzw. auf die Gesamtprä- 
mieneinnahmen erhoben werden, 

Artikel 31 

unverändert 


Artikel 32 
unverändert 


Artikel 33 

Versicherungstechnische Rechnung für das 
Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten 1 4 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten n 6 

Aufwendungen für Versicherungsfälle 

(1) unverändert 
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(2) Erreicht die Anpassung der in früheren Ge- 
schäftsjahren gebildeten Rückstellungen einen größe- 
ren Umfang, dann ist er im Anhang zum Jahresab- 
schluß anzugeben. 


Artikel 34 

Versicherungstechnische Rechnung für das 
^ Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten 1 5 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten II 11 

Erfolgsabhängige und erfolgsunabhängige 
Beitragsrückerstattungen 

Die erfolgsabhängigen Beitragsrückerstattungen 
umfassen die zu Lasten des Geschäftsjahres an Versi- 
cherungsnehmer und Begünstigte erfolgten Zahlun- 
gen oder Beträge, die diesen zustehen oder zu ihren 
Gunsten zurückgestellt wurden, einschließlich der 
Beträge, die zur Erhöhung der versicherungstechni- 
schen Rückstellungen oder zur Verrechnung mit 
künftigen Beiträgen dienen, sofern sie aus den Über- 
schüssen oder Gewinnen des Gesamtgeschäfts oder 
eines Geschäftsbereichs stammen, abzüglich der in 
früheren Jahren zurückgestellten und nicht mehr er- 
forderlichen Beträge. 

Die erfolgsunabhängigen Beitragsrückerstattungen 
umfassen derartige Beträge insoweit, als sie eine Teil- 
rückerstattung von Beiträgen aufgrund des Verlaufs 
einzelner Verträge darstellen. 

Erreichen die erfolgsabhängigen oder die erfolgsun- 
abhängigen Beitragsrückerstattungen einen größeren 
Umfang, dann sind sie im Anhang getrennt anzuge- 
ben. 


Artikel 35 

Versicheningstechnische Rechnung für das 
Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten 16 a) 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten 11 12 a) 

Provisionen 

Zu „Provisionen" zählen aiie mit Versicherungsver- 
trägen zusammenhängenden gezahlten oder fälligen 
Beträge, die Vergütungen darstellen, die nicht im 
Rahmen eines Arbeitsvertrags für die Einbringung 
von Versicherungsgeschäften in das Unternehmen 
gezahlt werden. Hierzu gehören die an Versiche- 
rungsagenten und -makler gezahlten Beträge, nicht 
aber die Beträge, die an (beispielsweise mit dem Di- 
rektvertrieb betraute) Beschäftigte gezahlt werden, 
die im Zuge ihrer normalen Leistungen für das Unter- 
nehmen tätig werden. 


(2) Wird in einem Versicherungszweig hinsichtlich 
der in früheren Geschäftsjahren gebildeten Rückstel- 
lungen eine wesentliche Anpassungserhöhung vor- 
genommen, so ist sie im Anhang anzugeben. 


Artikel 34 

Versicherungstechnische Rechnung für das 
Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten 1 6 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten II 8 

Erfolgsabhängige und erfolgsunabhängige 
Beitragsrückerstattungen 

Die erfolgsabhängigen Beitragsrückerstattungen 
umfassen die zu Lasten des Geschäftsjahres an Versi- 
chenmgsnehmer und Begünstigte erfolgten Zahlun- 
gen oder Beträge, die diesen zustehen oder zu ihren 
Gunsten zurückgestellt wurden, einschließlich der 
Beträge, die zur Erhöhung der versicherungstechni- 
schen Rückstellungen oder zur Verrechnung nüt 
künftigen Beiträgen dienen, sofern sie aus den Über- 
schüssen oder Gewinnen des Gesamtgeschäfts oder 
eines Geschäftsbereichs stammen, abzüglich der in 
früheren Jahren zurückgestellten und nicht mehr er- 
forderlichen Beträge. 

Die erfolgsunabhängigen Beitragsrückerstattungen 
umfassen derartige Beträge insoweit, als sie eine Teil- 
rückerstattung von Beiträgen aufgrund des Verlaufs 
einzelner Verträge darstellen. 

Erreichen die erfolgsabhängigen oder die erfolgsun- 
abhängigen Beitragsrückerstattungen einen größeren 
Umfang, so sind sie im Anhang getrennt anzuge- 
ben. 


Artikel 35 

Versicherungstechnische Rechnung für das 
Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten 17 a) 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten 11 9 a) 

Provisionen 

Provisionen sind die mit dem Abschluß von Versi- 
cherungsverträgen zusammenhängenden gezahlten 
oder fälligen Beträge, die Vergütungen darstellen, die 
nicht im Rahmen eines Arbeitsvertrags für die Ein- 
bringung von Versicherungsgeschäften in das Unter- 
nehmen gezahlt werden. Hierzu gehören die an Ver- 
sicherungsagenten und -makler gezahlten Beträge, 
nicht aber die Beträge, die an (beispielsweise mit dem 
Direktvertrieb betraute) Beschäftigte gezahlt werden, 
die im Zuge ihrer normalen Leistungen für das Unter- 
nehmen tätig werden. 
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Artikel 36 


Versicherungstechnische Rechnung für das 
Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten 10 b) 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten II 12 b) 

Verwaltungskosten 

Zu „Verwaltungskosten“ zählen insbesondere 
Wertberichtigungen zu Sachanlagen mit Ausnahme 
von Grundstücken und Bauten sowie sämüiche Perso- 
nalkosten, einschheßhch der Provisionen an Beschäf- 
tigte, die im Zuge ihrer normalen Leistungen für das 
Unternehmen tätig werden, mit Ausnahme der Perso- 
nalkosten im Zusammenhang mit der Abwicklung 
von Versicherungsfällen sowie von solchen Personal- 
kosten, die unter Aufwendungen für Kapitalanlagen 
auszuweisen sind. 


Artikel 37 


Versicherungstechnische Rechnung für das 
Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten J lO 

Nicht-versicherungstechnische Rechnung: 
Posten in W 


Technischer Zinsertrag 

Wird ein Teil der Erträge aus Kapitalanlagen der 
versicherungstechnischen Rechnung für das Allge- 
meine Versicherungsgeschäft zugeführt, dann ist die 
Entnahme aus der nicht-versicherungstechnischen 
Rechnung in Posten III 1 0 und die Zuführung zur 
technischen Rechnvmg in Posten 1 10 auszuweisen. 
Der Grund für die Zuführung imd seine Berechmmgs- 
grundlage sind im Anhang anzugeben. 


Artikel 36 

Versicherungstechnische Rechnung für das 
Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten 1 7b) 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten II 9 b) 

Verwaltungskosten 

Zu „Verwaltungskosten“ zählen insbesondere 
Wertberichtigungen zu Sachanlagen mit Ausnahme 
von Grundstücken und Bauten sowie sämthche Perso- 
nalkosten, einschheßhch der Provisionen an Beschäf- 
tigte, die im Zuge ihrer normalen Leistungen für das 
Unternehmen tätig werden, mit Ausnahme der Perso- 
nalkosten im Zusammenhang mit der Abwicklung 
von VersicherungsfäUen sowie von solchen Personal- 
kosten, die unter Aufwendungen für Kapitalanlagen 
auszuweisen sind. 


Artikel 37 

Versicherungstechnische Rechnung für das 
Allgemeine Versicherungsgeschäft: Posten 1 3 

Nicht-versicherungstechnische Rechnung: 

Posten III 8 

Technischer Zinsertrag 

(1) Wird ein Teil der Erträge aus Kapitalanlagen der 
versicherungstechnischen Rechnung für das Allge- 
meine Versicherungsgeschäft zugeführt, dann ist die 
Entnahme aus der nicht-versicherungstechnischen 
Rechnung in Posten III 8 und die Zuführung zur tech- 
nischen Rechnung in Posten 1 3 auszuweisen. Der 
Grund für die Zuführung imd seine Berechnungs- 
grundlage sind im Anhang anzugeben. 

(2) Der in der versicherungstechnischen Rechnung 
für das Lebensversicherungsgeschäft ausgewiesene 
Teil der Erträge und Aufwendungen im Zusammen- 
hang mit Kapitalanlagen und dem Abgang von Kapi- 
talanlagen, der nicht für die Beitragsrückerstattung 
bestimmt wird, kann ganz oder teilweise der nicht- 
versicherungstechnischen Rechnung zugeführt wer- 
den, wobei der entsprechende Betrag aus Posten 
11 13 zu entnehmen und Posten III 5 zuzuschreiben 
ist. Der Grund für die Zuführung und ihre Berech- 
nungsgrundlage sind im Anhang anzugeben. 

(3) Die Mitgliedstaaten können Art und Höhe der 
Übertragung von technischen Zinsen von einem Teil 
der Gewinn- und Verlustrechnung in den anderen 
vorschreiben. 
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Artikel 38 

Versicherungstechnische Rechnung für das 
Lebensversicherungsgeschäft: Posten II 


Erträge aus Kapitalanlagen usw. 

(1) Bei Unternehmen, die nur die Lebensversiche- 
rung betreiben, sind sämtliche Erträge und Aufwen- 
dungen im Zusammenhang mit Kapitalanlagen und 
dem Abgang von Kapitalanlagen in der versiche- 
rungstechnischen Rechnung für das Lebensversiche- 
rungsgeschäft auszuweisen. 

(2) Bei Unternehmen, die sowohl die Lebensversi- 
cherung als auch das allgemeine Versicherungsge- 
schäft betreiben, sind die Erträge und Aufwendungen 
im Zusammenhang mit Kapitalanlagen imd dem Ab- 
gang von Kapitalanlagen, soweit sie unmittelbar mit 
dem Lebensversicherungsgeschäft Zusammenhän- 
gen, in der versicherungstechnischen Rechnung für 
das Lebensversicherungsgeschäft auszuweisen. 

(3) Der in der versicheiungstechnischen Rechnung 
für das Lebensversicherungsgeschäft ausgewiesene 
Teil der Erträge und Aufwendungen im Zusammen- 
hang mit Kapitalanlagen und dem Abgang von Kapi- 
talanlagen, der nicht für die Beitragsrückerstattung 
bestimmt wird, kann ganz oder teilweise der nicht- 
versicherungstechnischen Rechnung zugeführt wer- 
den, wobei der entsprechende Betrag aus Posten II 20 
zu entnehmen und Posten III 9 zuzuschreiben ist Der 
Grund für die Zuführung und ihre Berechnungs- 
grundlage sind im Anhang anzugeben. 


Artikel 39 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten IT 6 und 16 

Nichtrealisierte Gewinne und Verluste im 
Lebensversicherungsgeschäft 

Veränderungen im Unterschiedsbetrag aus der Be- 
wertung von Kapitalanlagen nach dem Zeitwert und 
ihrer Bewertung auf der Grundlage der Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten sind unter Posten II 6 
und 16 nur im Falle des Artikels 43 Abs. 2 auszuwei- 
sen. 


Artikel 38 

VersioherungpBteohnisohe Rechnung für das 
Allgemeine Geschäft: Posten I 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten II 

Erträge aus und Aufwendungen 
für Kapitalanlagen 

(1) Sämtliche Erträge und Aufwendungen im Zu- 
sammenhang mit Kapitalanlagen und dem Abgang 
von Kapitalanlagen sind, soweit sie das allgemeine 
Versicherungsgeschäft betreffen, in der nicht-versi- 
chenmgstechnischen Rechnung auszuweisen. 

(2) Bei Unternehmen, die die Lebensversicherung 
betreiben, sind sämtliche Erträge und Aufwendungen 
im Zusammenhang mit Kapitalanlagen und dem Ab- 
gang von Kapitalanlagen in der versicherungstechni- 
schen Rechnung für das Lebensversicherungsge- 
schäft auszuweisen. 


(3) Bei Unternehmen, die sowohl die Lebensversi- 
cherung als auch das Allgemeine Versicherungsge- 
schäft betreiben, sind die Erträge und Aufwendungen 
im Zusammenhang mit Kapitalanlagen und dem Ab- 
gang von Kapitalanlagen, soweit sie unmittelbar mit 
dem Lebensversicherungsgeschäft Zusammenhän- 
gen, in der versicherungstechnischen Rechnung für 
das Lebensversicherungsgeschäft auszuweisen. 


(4) Die Mitgliedstaaten können auch den Ausweis 
der Originalerträge und -aufwendungen im Zusam- 
menhang mit Kapitalanlagen und dem Abgang von 
Kapitalanlagen vorschreiben oder zulassen, d. h. 
zum Teil in der technischen Rechnung und zum Teil 
in der nichttechnischen Rechnung entsprechend der 
Zuordnung dieser Beträge zum Fonds der Versicher- 
ten oder zum Fonds der Gesellschafter. 

Artikel 39 

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebens- 
versicherungsgeschäft: Posten II 3 und 11 

Nichtrealisierte Gewinne und Verluste im 
Lebensversicherungsgeschäft 

Veränderungen im Unterschiedsbetrag aus der Be- 
wertung von Kapitalanlagen nach dem Zeitwert und 
ihrer Bewertung auf der Grundlage der Anschaf- 
fimgs- oder Herstellungskosten sind unter Posten II 3 
und 11 nur im Falle des Artikels 43 Abs. 2 auszuwei- 
sen. 
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ABSCHNITT 7 
Bewertungsregeln 


Artikel 40 


Artikel 40 


(1) Bis zu einer späteren Koordinierung können die (1) unverändert 
Mitgliedstaaten verlangen oder zulassen, daß in den 
Fällen, in denen aufgrund der Besonderheiten eines 
Versicherungszweiges oder einer Versicherungsart 
die das Geschäftsjahr betreffenden Informationen 
über die fälligen Beiträge oder die eingetretenen Ver- 
sicherungsfälle zum Zeitpunkt der Erstellung des Jah- 
resabschlusses auch zu einer Schätzung nicht ausrei- 
chen, die folgenden Methoden Anwendung finden. 


Methode 1 

Aus dem Überschuß der Beitragseinnahmen über die 
Schadenzahlungen und Kosten für im Zeichnungsjahr 
beginnende Verträge ist eine versicherungstechni- 
sche Klarstellung zu bilden, die gemäß Artikel 24 
Abs. 2 in der Bilanz im Passivaposten C 3 unter der 
Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versiche- 
rungsfälle ausgewiesen wird. 


Der Betrag dieser versicherungstechnischen Rück- 
stellung wird erforderlichenfalls so weit aufgesteckt, 
daß er zur Erfüllung derzeitiger und künftiger Ver- 
pflichtungen ausreicht. In den in den Artikeln 21 bzw. 
22 genannten Beitragsüberträgen und Rückstellun- 
gen für drohende Verluste werden die betreffenden 
Beträge nicht ausgewiesen. Die so gebildete Rückstel- 
lung ist am Ende des auf das Zeichntmgsjahr folgen- 
den Jahres oder am Ende eines späteren Jahres durch 
eine im Wege der Schätzung ermittelte Rückstellung 
für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle zu er- 
setzen. 


Methode 2 

Wie Methode 1, doch ist die Rückstellung auf der 
Grundlage eines bestimmten Prozentsatzes der Bei- 
tragseinnahmen eines Zeichnungsjahres zu bilden. 


Methode 3 

In der versicherungstechnischen Rechnung oder in 
einigen ihrer Posten werden die Zahlen des Jahres 
eingesetzt, das dem Geschäftsjahr ganz oder teilweise 
vorausgeht. Der Betrag der versicherungstechnischen 
Rückstellungen des Jahresabschlusses wird erforder- 
lichenfalls so weit aufgestockt, daß er zur ErfüUimg 
derzeitiger und künftiger Beträge ausreicht. 
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(2) Wird eine der in Absatz 1 genannten Methoden 
angewandt, dann hat dies über Jahre hinweg syste- 
matisch zu geschehen, es sei denn, die Situation recht- 
fertige eine Änderung. Die Anwendung einer solchen 
Methode ist im Anhang zu begründen; ihr Einfluß auf 
die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, insbeson- 
dere auf die Beitragsüberträge und die Rückstellung 
für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle, ist 
darzulegen. Bei der Anwendung der Methode 1 
oder 2 ist im Anhang der Zeitraum bis zur Bildung 
einer herkömmhchen Rückstellung für noch nicht ab- 
gewickelte Versicherungsfälle anzugeben. Bei An- 
wendung von Methode 3 ist im Anhang anzugeben, 
um welchen Zeitraum das Jahr, dessen Zahlen ausge- 
wiesen werden, dem Geschäftsjahr vorausgeht. 

(3) Bei Anwendung von Methode 1 oder 2 ist späte- 
stens am Ende des dritten auf das Zeichnungsjahr fol- 
genden Jahres eine herkömmliche Rückstellung für 
noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle zu bil- 
den. Bei Anwendung von Methode 3 darf das Jahr, 
dessen Zahlen ausgewiesen werden, dem Geschäfts- 
jahr um nicht mehr als zwölf Monate vorausgehen. 

(4) Für die Zwecke dieses Artikels bedeutet „Zeich- 
nungsjahr" das Geschäftsjahr, in dem die Versiche- 
rungsverträge in den betreffenden Versicherungs- 
zweig oder der betreffenden Versicherungsart begon- 
nen haben. 

Artikel 41 

Für die Bewertung von Kapitalanlagen gelten in 
Abweichung von dem in Artikel 32 der Richt- 
hnie 78/660/EWG des Rates vorgeschriebenen An- 
schaffungswertprinzip die folgenden Artikel 42 
bis 45. 

Artikel 42 

(1) Hinsichtlich der unter Aktivaposten C in Arti- 
kel 5 aufgeführten Kapitalanlagen können die Mit- 
gliedstaaten eine Bewertung nach dem gemäß Arti- 
kel 44 und 45 zu berechnenden Zeitwert verlangen 
oder zulassen. 

(2) Hängt in der Lebensversicherung die Leistung 
von der Wertentwicklung von Teüen der Vermögens- 
anlagen oder von den Vermögensanlagen insgesamt 
ab, so sind diese in der Bilanz zum Zeitwert auszuwei- 
sen. 

(3) Werden die Kapitalanlagen gemäß Artikel 32 
der Richthnie 78/660/EWG nach dem Anschaffungs- 
wertprinzip bewertet, so ist der Zeitwert im Anhang 
anzugeben. 

(4) Werden Kapitalanlagen zum Zeitwert ausgewie- 
sen, so ist im Anhang der nach dem Anschaffungs- 
wertprinzip ermittelte Wert anzugeben. 

(5) Kapitalanlagen, die in einem mit einer arabi- 
schen Ziffer bezeichneten Posten ausgewiesen sind, 
sind nach derselben Methode zu bewerten. 

(6) Die bei den einzelnen Posten angewandte Me- 
thode ist im Anhang anzugeben. 


(2) Wird eine der in Absatz 1 genannten Methoden 
angewandt, dann hat dies über Jahre hinweg syste- 
matisch zu geschehen, es sei denn, die Situation recht- 
fertige eine Änderung. Die Anwendung einer solchen 
Methode ist im Anhang zu begründen; bei Änderung 
der angewandten Methode ist der Einfluß auf die Ver- 
mögens-, Finanz- und Ertragslage im Anhang darzu- 
legen. Bei der Anwendung der Methode 1 oder 2 ist 
im Anhang der Zeitraum bis zur Bildung einer her- 
kömmhchen Rückstellung für noch nicht abgewik- 
kelte Versicherungsfälle anzugeben. Bei Anwendung 
von Methode 3 ist im Anhang anzugeben, um wel- 
chen Zeitraum das Jahr, dessen Zahlen ausgewiesen 
werden, dem Geschäftsjahr vorausgeht. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


Artikel 41 

unverändert 


Artikel 42 

(1) unverändert 


(2) Hängt in der Lebensversichenmg die Leistung 
unmittelbar von der Wertentwicklung von Teilen der 
Vermögensanlagen oder von den Vermögensanlagen 
insgesamt ab, so sind diese in der Bilanz zum Zeitwert 
auszuweisen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


34 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7491 


Artikel 43 

(1) Werden Kapitalanlagen nach dem Zeitwert be- 
wertet, so findet Artikel 33 Abs. 2 und 3 der Richtli- 
nie 78/660/EWG Anwendung. 

(2) Im Falle des Artikels 42 Abs. 2 ist jedoch die Dif- 
ferenz zwischen der Bewertung nach dem Zeitwert 
und der Bewertung nach dem Anschaffungswertprin- 
zip unter dem Passivaposten C 2 in Artikel 5 bei der 
Deckungsrückstellung auszuweisen. Veränderungen 
des Unterschiedsbetrages sind in Posten II 6 und 1 6 
der versicherungstechnischen Rechnung für das Le- 
bensversicherungsgeschäft (Artikel 29) auszuwei- 
sen. 


Artikel 44 

(1) Bei den Kapitalanlagen mit Ausnahme der 
Grundstücke und Bauten bedeutet „Zeitwert", vorbe- 
haltlich Punkt 6, „Freiverkehrswert". 

(2) Bei an einer zugelassenen Börse notierten Kapi- 
talanlagen ist „Freiverkehrswert" der mitfiere Markt- 
wert am Bilanzstichtag oder am letzten diesem Zeit- 
punkt vorausgehenden Börsentag. 

(3) Ist für andere als die in Absatz 2 genannten Kapi- 
talanlagen ein aktiver Markt vorhanden, dann gilt der 
Durchschnittswert, zu dem derartige Kapitalanlagen 
zum Bilanzstichtag oder am letzten diesem Zeitpunkt 
vorausgehenden Termin gehandelt wurden. 

(4) Ergibt sich bei Anwendung einer in den Absät- 
zen 2 und 3 genannten Methoden aufgrund von zum 
Zeitpunkt der Wertermittlung vorhandenen außerge- 
wöhnlichen Umständen ein Wert, der wesentlich hö- 
her ist als derjenige, welcher sich ohne diese Um- 
stände ergeben hätte, dann ist letzterer maßgebend. 

(5) Sind zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung in Ab- 
satz 2 oder 3 genannte Kapitalanlagen veräußert wor- 
den oder besteht die Absicht, sie in nächster Zeit zu 
veräußern, dann ist der Freiverkehrswert um die an- 
gefallenen oder geschätzten Realisierungskosten zu 
vermindern. 

(6) Mit Ausnahme der Fälle, in denen gemäß Arti- 
kel 59 der Richtlinie 78/660/EWG die Equity-Me- 
thode Anwendung findet, sind alle sonstigen Kapital- 
anlagen auf einer Basis zu bewerten, die dem voraus- 
sichtlich realisierbaren Wert nach dem Grundsatz der 
Vorsicht Rechnung trägt. 

(7) In allen Fällen sind die genaue Bewertungsme- 
thode und der Grund für ihre Anwendung im Anhang 
anzugeben. 

Artikel 45 

(1) Außer in dem in Absatz 6 bezeichneten Fall ist 
der Zeitwert bei Bauten und Grundstücken der zum 
Zeitpunkt der Bewertung geltende und gegebenen- 
falls nach Absatz 4 oder 5 vernünderte Marktwert. 


Artikel 43 

(1) unverändert 


(2) Im Falle des Artikels 42 Abs. 2 ist jedoch die Dif- 
ferenz zwischen der Bewertung nach dem Zeitwert 
und der Bewertung nach dem Anschaffungswertprin- 
zip unter dem Passivaposten C2 in Artikel 5 bei der 
Deckungsrückstellung auszuweisen. Veränderungen 
des Unterschiedsbetrages sind in Posten II 3 und 11 
der versicherungstechnischen Rechnung für das Le- 
bensversicherungsgeschäft (Artikel 29) auszuwei- 
sen. 


Artikel 44 

(1) Bei den Kapitalanlagen mit Ausnahme der 
Grundstücke und Bauten bedeutet „Zeitwert" , vorbe- 
haltlich Absatz 6, „Freiverkehrswert". 

(2) Bei an einer zugelassenen Börse notierten Kapi- 
talanlagen ist „Freiverkehrswert" der Marktwert am 
Bilanzstichtag oder am letzten diesem Zeitpunkt vor- 
ausgehenden Börsentag. 

(3) Ist für andere als die in Absatz 2 genannten Kapi- 
talanlagen ein Markt vorhanden, dann gilt der Durch- 
schnittswert, zu dem derartige Kapitalanlagen zum 
Bilanzstichtag oder am letzten diesem Zeitpunkt vor- 
ausgehenden Termin gehandelt wurden. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) unverändert 


Artikel 45 

(1) unverändert 
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(2) Unter Marktwert ist der Preis zu verstehen, der 
zum Zeitpunkt der Bewertung aufgrund eines privat- 
rechthchen Vertrages über Bauten oder Grundstücke 
zwischen einem verkaufswilhgen Verkäufer und ei- 
nem ihm nicht durch persönhche Beziehungen ver- 
bundenen Käufer unter den Voraussetzungen zu er- 
zielen ist, daß das Grundstück offen am Markt ange- 
boten wurde, daß die Marktverhältnisse einer ord- 
mmgsgemäßen Veräußerung nicht im Wege stehen 
und daß eine der Bedeutung des Objektes angemes- 
sene Verhandlungszeit zur Verfügimg steht. 

(3) Der Marktwert ist im Wege einer mindestens alle 
fünf Jahre für jedes einzelne Gebäude oder Grund- 
stück von für diesen Zweck vom Mitghedstaat, in dem 
das Versicherungsuntemehmen seinen Sitz hat, für 
geeignet anerkannten Personen vorzunehmenden 
Schätzimg festzusetzen. 


(4) Hat sich der Wert eines Gebäudes oder Grund- 
stückes bis zum Bilanzstichtag vermindert, so ist eine 
entsprechende Wertberichtigung vorzunehmen. Der 
berichtigte Wert ist bis zur nächsten, nach Absatz 2 
und 3 vorzunehmenden Marktwertfeststellung beizu- 
behalten. 


(5) Sind zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung Ge- 
bäude oder Grundstücke verkauft worden oder sollen 
sie in nächster Zeit verkauft werden, dann ist der nach 
Absatz 2 und 4 festgesetzte Wert um die angefallenen 
oder geschätzten Reahsienmgskosten zu vermin- 
dern. 

(6) Ist die Bestimmung des Marktwertes eines Ge- 
bäudes oder Grundstücks nicht möghch, so ist von den 
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten auszuge- 
hen. 

(7) Die Bewertungsmethode und der Zeitpunkt der 
letzten Bewertung nach Absatz 3 sind im Anhang an- 
zugeben. 

Artikel 46 

(1) Artikel 33 der Richtlinie 78/660/EWG findet auf 
Versicherungsuntemehmen wie folgt Anwendimg: 

a) Soweit dort von „Sachanlagen'* die Rede ist, sind 
hierunter die imter Aktivaposten CU 2, 3 und 4 in 
Artikel 9 der Richthnie 78/660/EWG aufgeführten 
Vermögensgegenstände zu verstehen; 

b) soweit von „Vorräten" die Rede ist, sind hierunter 
die unter Aktivaposten E 2 in Artikel 5 dieser Richt- 
linie aufgeführten Vermögensgegenstände zu ver- 
stehen. 


(2) unverändert 


(3) Der Marktwert ist im Wege einer nündestens alle 
fünf Jahre für jedes einzelne Gebäude oder Gmnd- 
stück von für cüesen Zweck entweder vom Mitghed- 
staat, in dem das Versichemngsuntemehmen seinen 
Sitz hat, oder, soweit verschieden, von dem Mitglied- 
staat, in dem die Gebäude oder Grundstücke liegen, 
für geeignet anerkannten Personen vorzunehmenden 
Schätzung festzusetzen. 

(4) Hat sich der Wert eines Gebäudes oder Gmnd- 
stückes bis zum Bilanzstichtag vermindert, so ist eine 
entsprechende Wertberichtigung vorzunehmen. 

Diese Wertberichtigung kann auf der Grundlage ei- 
ner von den oben bezeichneten anerkannten Perso- 
nen empfohlenen prozentualen Verringerung erfol- 
gen, wenn sich der Wert eines Gebäudes oder Grund- 
stückes seit der letzten Wertfeststellung durch solche 
Personen verringert hat. Der berichtigte Wert ist bis 
zur nächsten, nach Absatz 2 und 3 vorzunehmenden 
Marktwertfeststellung beizubehalten. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) unverändert 


Artikel 46 

Artikel 33 der Richthnie 78/660/EWG findet auf 
Versichemngsuntemehmen wie folgt Anwendung: 

a) Absatz 1 Buchstabe a findet Anwendung auf die 
unter Aktivaposten F I in Artikel 5 dieser Richthnie 
auf geführten Vermögensgegenstände; 
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(2) Unbeschadet des Artikels 43 dieser Richtlinie 
gilt Artikel 33 der Richtlinie 78/660/EWG nicht für Ka- 
pitalanlagen, bei denen es sich um Finanzanlagen 
gemäß Aktivaposten C III in Artikel 9 der Richtli- 
nie 78/660/EWG handelt. 


Artikel 47 

Artikel 35 der Richtlinie 78/660/EWG findet auf 
Versicherungsuntemehmen mit folgender Maßgabe 
Anwendung: 

a) Soweit von „Gegenständen des Anlagevermö- 
gens" die Rede ist, sind darunter die unter Aktiva- 
posten B, C und JE 1 in Artikel 5 aufgeführten Ver- 
mögensgegenstände zu verstehen; 

b) soweit von „Finanzanlagen" die Rede ist, sind dar- 
unter die unter Aktivaposten C II, III, IV, V und VI 
in Artikel 5 aufgeführten Vermögensgegenstände 
zu verstehen. 


Artikel 48 

Soweit in Artikel 38 der Richtlinie 78/660/EWG von 
„Gegenständen des Sachanlagevermögens" und 
„Roh-, HUfs- und Betriebsstoffen" die Rede ist, sind 
hierunter bei Versicherungsunternehmen die imter 
Aktivaposten E in Artikel 5 aufgeführten Vermögens- 
gegenstände zu verstehen. 


Artikel 49 

Soweit in Artikel 39 der Richtlinie 78/660/EWG von 
„Gegenständen des Umlaufvermögens" die Rede ist, 
sind hierunter die unter Aktivaposten D 1, 2 und 3 
sowie F in Artikel 5 aufgeführten Vermögensgegen- 
stände zu verstehen. 


Artikel 50 

Im allgemeinen Versicherungsgeschäft sind die ab- 
gegrenzten Abschlußkosten entsprechend der für die 
Beitragsüberträge vorgesehenen Bemessung zu er- 
mitteln. 

In der Lebensversicherung hingegen kann die Be- 
rechnung der abzugrenzenden Abschlußkosten in 
die nach Artikel 55 vorzunehmende „versicherungs- 
mathematische Berechnung" eingehen. 


Artikel 51 

Unbeschadet Artikel 42 sind die Schuldverschrei- 
bungen, die unter Aktivaposten C II und III der in Arti- 
kel 5 vorgesehenen Ghederung erfaßt sind, in der Bi- 


b) Unbeschadet des Artikels 43 dieser Richtlinie güt 
der genannte Artikel 33 nicht für die unter Aktiva- 
posten C II, III, rv, D und F III in Artikel 5 dieser 
Richtlinie aufgeführten Vermögensgegenstände. 


Artikel 47 

Artikel 35 der Richtlinie 78/660/EWG findet auf 
Versicherungsunternehmen mit folgender Maßgabe 
Anwendung: 

a) Er findet Anwendung auf die unter Aktivposten B, 
C und F I in Artikel 5 dieser Richtlinie aufgeführ- 
ten Vermögensgegenstände; 


b) Absatz 1 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa findet 
Anwendung auf die unter Aktivaposten C II, III, IV, 
D und F III in Artikel 5 dieser Richtlinie aufgeführ- 
ten Vermögensgegenstände. 


Artikel 48 

Artikel 38 der Richtlinie 78/660/EWG findet An- 
wendung auf die unter Aktivaposten F I in Artikel 5 
dieser Richtlinie aufgeführten Vermögensgegen- 
stände. 


Artikel 49 

Artikel 39 der Richtiinie 78/660/EWG findet An- 
wendung auf die unter Aktivaposten E I, II und III 
sowie F II in Artikel 5 dieser Richtlinie aufgeführten 
Vermögensgegenstände. 


Artikel 50 

unverändert 


Artikel 51 

unverändert 
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lanz mit dem Anschaffungspreis auszuweisen. Die 
Mitgliedstaaten können jedoch zulassen oder verlan- 
gen, daß Schuldverschreibungen mit ihrem Rückzah- 
lungsbetrag bilanziert werden. 

Ist der Anschaffungspreis dieser Schuldverschreibun- 
gen höher als der Rückzahlungsbetrag, so muß der 
Unterschiedsbetrag abgeschrieben werden. Die Ab- 
schreibung kann zeitanteüig und spätestens zum Zeit- 
punkt der Rückzahlung der Schuldverschreibungen 
erfolgen. Der Unterschiedsbetrag ist gesondert in der 
Bilanz oder im Anhang auszuweisen. 

Ist der Anschaffungspreis dieser Schuldverschreibun- 
gen niedriger als der Rückzahlungsbetrag, dann kön- 
nen die Mitgliedstaaten zulassen oder verlangen, daß 
der Unterschiedsbetrag zeitanteüig über die gesamte 
Restiaufzeit bis zur Rückzahlung als Ertrag verbucht 
wird. Er ist gesondert in der Büanz oder im Anhang 
auszuweisen. 


Artikel 52 

Die versicherungstechnischen Rückstellungen 
müssen gewährleisten, daß das Versicherungsunter- 
nehmen seine aus Versicherungsverträgen resultie- 
renden Verpflichtungen erfüllen kann. 


Artikel 53 

Die Beitragsüberträge werden Vertrag für Vertrag 
und pro rata temporis der Versicherungsperiode am 
Geschäfts- und am Folgejahr ermittelt. Die Mitglied- 
staaten können die Anwendung von Pauschalmetho- 
den zulassen, wenn anzunehmen ist, daß diese annä- 
hernd zu gleichen Ergebnissen führen wie Einzelbe- 
rechnungen. Ergibt sich aus der Natur der Risiken, 
daß die Methode pro rata temporis nicht dem voraus- 
sichtlichen Risikoverlauf gerecht wird, dann sind ent- 
sprechende Berichtigungen vorzunehmen. 


Artikel 54 

Grundlage für die Berechnung der Rückstellung für 
drohende Verluste sind die voraussichtlichen Schä- 
den und Kosten, die nach dem Bilanzstichtag aus vor 
dem Bilanzstichtag geschlossenen Verträgen entste- 
hen, soweit sie die Beitragsüberträge übersteigen. 


Artikel 52 

(1) Die versicherungstechnischen Rückstellungen 
müssen gewährleisten, daß das Versicherungsunter- 
nehmen seine aus Versicherungsverträgen resultie- 
renden Verpflichtungen erfüllen kann. 

(2) Bei der Bewertung versicherungstechnischer 
Rückstellungen können die Methode der gewogenen 
Durchschnitte und andere vergleichbare Bewer- 
tungsvereinfachungsverfahren angewendet werden. 


Artikel 53 

unverändert 


Artikel 54 

unverändert 
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Artikel 55 

Die Deckungsrückstellung für das Lebensversiche- 
rungsgeschäft ist für jeden Versicherungsvertrag ein- 
zeln zu berechnen. Die Berechnung kann jedoch 
durch ein Näherungsverfahren vorgenommen wer- 
den, wenn anzunehmen ist, daß dieses Verfahren zu 
annähernd gleichen Ergebnissen wie die Einzelbe- 
rechnungen führt. Die Berechnung ist jährüch unter 
der Verantwortung eines Versicherungsmathemati- 
kers auf der Grundlage anerkannter versicherungs- 
mathematischer Methoden vorzunehmen. Eine Zu- 
sammenfassung der wichtigsten Berechnungsgrund- 
lagen ist im Anhang wiederzugeben. 


Artikel 56 

(1) Die Rückstellung für noch nicht abgewickelte 
Versicherungsfälle ist grundsätzlich nach der Me- 
thode „Fall für Fall" zu ermitteln; statistische Metho- 
den sind zulässig, wenn sie unter Berücksichtigung 
der Art der Risiken eine ausreichende Rückstellung 
ergeben. Spätschäden sind aufgrund der Erfahrungen 
in der Vergangenheit und aller anderen relevanten 
Faktoren zu schätzen, 

(2) Externe und interne, spezielle und allgemeine 
Schadenregulierungsaufwendungen sind in die Be- 
rechnung der Rückstellung einzubeziehen. 

(3) Soweit Erträge aus Ansprüchen auf ein versi- 
chertes Objekt, für das Ersatz zu leisten ist (Prove- 
nues) oder aus Rückgriffsforderungen, die dem Versi- 
cherer aufgrund der Versicherungsleistung erwach- 
sen, geschätzt werden, ist dem Grundsatz der Vorsicht 
Rechnung zu tragen. Ist der betreffende Betrag erheb - 
hch, ist er im Anhang anzugeben. 

(4) Hat im allgemeinen Versicherungsgeschäft das 
Versicherungsuntemehmen die Versicherungslei- 
stungen in Form einer Rente zu erbringen, so sind die 
hierfür zurückzustellenden Beträge nach versiche- 
rungsmathematischen Methoden zu berechnen und 
in der Rückstellung für noch nicht abgewickelte Ver- 
sicherungsfälle auszuweisen. 


(5) Wird, abgesehen von den Fällen, in denen die 
Versicherungsleistung nach versicherungsmathema- 
tischen Grundsätzen zu berechnen ist, im Hinblick auf 
die Erträge aus einer Rückstellung für einen Versiche- 
rungsfall, für den eine besonders lange Abwicklungs- 
dauer erwartet wird, ein Diskontabschlag vorgenom- 
men, so ist dieser auf versicherungsmathematischer 
Grundlage zu berechnen. Die Vornahme des Diskont- 
abschlags ist im Anhang unter Darlegung seines Ein- 
flusses auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Unternehmens zu begründen. 


Artikel 55 

(1) Die Deckungsrückstellung für das Lebensversi- 
cherungsgeschäft ist für jeden Versicheiungsvertrag 
einzeln zu berechnen. Die Berechnung kann jedoch 
durch ein Näherungsverfahren vorgenommen wer- 
den, wenn anzunehmen ist, daß dieses Verfahren zu 
annähernd gleichen Ergebnissen wie die Einzelbe- 
rechnungen führt. Eine Zusammenfassung der wich- 
tigsten Berechnungsgrundlagen ist im Anhang wie- 
derzugeben. 

(2) Die Berechnung ist jährlich von einem externen 
oder von dem berichtenden Versicherungsuntemeh- 
men angestellten und gemäß der Richtlinie 89/48/ 
EWG zur Anerkennung von Hochschuldiplomen 
anerkannten Versicherungsmathematiker auf der 
Grundlage anerkannter versicherungsmathemati- 
scher Methoden vorzunehmen. 


Artikel 56 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Hat im allgemeinen Versicherungsgeschäft das 
Versicherungsunternehmen die Versicherungslei- 
stungen in Form einer Rente zu erbringen, so sind die 
hierfür zurückzustellenden Beträge nach versiche- 
rungsmathematischen Methoden unter der Verant- 
wortung eines gemäß der Richtlinie 89/48/EWG an- 
erkannten Versicherungsmathematikers zu berech- 
nen und in der Rückstellung für noch nicht abgewik- 
kelte Versicherungsfälle auszuweisen. 

(5) Außer in den Fällen, in denen die Versiche- 
rungsleistung nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen zu berechnen ist, können die Mitglied- 
staaten in bestimmten Fällen zulassen, daß für Versi- 
cherungsfälle, für die eine besonders lange Abwick- 
lungsdauer zu erwarten ist, ein Diskontabschlag 
vorgenommen wird. Die Vornahme des Diskont- 
abschlags hat nach versicherungsmathematischer 
Grundlage zu erfolgen; sie ist im Anhang unter Dar- 
legung seines Einflusses auf die Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Unternehmens zu begründen. 
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Verdeckte Diskontabschläge etwa dergestalt, daß 
Schäden zu einem geringeren Wert angesetzt werden 
als für die endgültige Schadenabwicklimg zu erwar- 
ten ist, sind unzulässig. 

Artikel 57 

Bis zu einer späteren Koordinierung gelten in den 
Mitgliedstaaten, die die Büdung einer Schwankimgs- 
rücksteUung verlangen, die einzelstaatlichen Bestim- 
mimgen für deren Berechnung. 


Verdeckte Diskontabschläge etwa dergestalt, daß 
Schäden zu einem geringeren Wert angesetzt werden 
als für die endgültige Schadenabwicklung zu erwar- 
ten ist, sind unzulässig. 

Artikel 57 
unverändert 


ABSCHNITT 8 

Inhalt des Anhangs 


Artikel 58 

(1) Anstelle der in Artikel 43 Abs. 1 Nr. 8 der Richt- 
linie 78/660/EWG verlangten Angaben haben Versi- 
cherungsuntemehmen im Anhang ihre Bruttobei- 
träge im Sinne des Artikels 30 nach geographisch be- 
stimmten Märkten imd nach Tätigkeitsbereichen auf- 
zugliedem, und zwar 

— im allgemeinen Versicherungsgeschäft getrennt 
nach dem selbst abgeschlossenen xmd dem in 
Rückdeckung übernommenen Geschäft, weiter 
untergliedert jeweils nach folgenden Versiche- 
rungszweigen bzw. Versicherungszweiggruppen: 

— Unfall- imd Krankenversicherung, 

— Kraftfahrtversicherung, 

— See-, Luftfahrt- imd Transportversicherung, 

— Feuer-, Sachversicherung, 

— Haftpflichtversicherung, 

— Kredit- und Kautionsversicherung, 

— Rechtsschutzversicherung, 

— Verkehrs-Service-Versicherung, 

— sonstige. 

Angaben zu den genannten Posten können imter- 
bleiben, wenn im Geschäftsjahr die in dem betref- 
fenden Versicherungszweig bzw. der betreffen- 
den Versicherungszweiggruppe eingenommenen 
Bruttobeiträge 10% der im selbst abgeschlossenen 
bzw. in Rückdeckung übernommenen Geschäft 
eingenommenen Bruttobeiträge nicht überstei- 
gen; 

— im Lebensversicherungsgeschäft getrennt nach 
dem selbst abgeschlossenen und dem in Rückdek- 
kxmg übernommenen Geschäft, wenn letzteres 
mindestens 10 % der gesamten Bruttobeiträge aus- 
macht, jeweils weiter xmtergliedert nach; 


Artikel 58 

(1) Anstelle der in Artikel 43 Abs. 1 Nr. 8 der Richt- 
linie 78/660/EWG verlangten Angaben haben Versi- 
cherungsimtemehmen im Anhang ihre Bruttobei- 
träge im Sinne des Artikels 30 nach geographisch be- 
stimmten Märkten imd nach Tätigkeitsbereichen auf- 
zugliedem, xmd zwar 

— im allgemeinen Versicherungsgeschäft getrennt 
nach dem in Rückdeckxmg übernommenen und 
dem selbst abgeschlossenen Geschäft, letzteres 
weiter untergliedert jeweüs nach folgenden Versi- 
cherungszweigen bzw. Versicherungszweiggrup- 
pen; 

— Unfall- imd Krankenversicherung, 

— Kraftfahrtversichenmg, 

— See-, Luftfahrt- und Transportversicherung, 

— Feuer-, Sachversicherung, 

— Haftpflichtversicherung, 

— Kredit- xind Kautionsversicherung, 

“ Rechtsschutzversicherung, 

— Verkehrs-Service-Versicherung, 

— sonstige. 

Angaben zu den genannten Posten können xmter- 
bleiben, wenn im Geschäftsjahr die in dem betref- 
fenden Versicherungszweig bzw. der betreffen- 
den Versicherungszweiggruppe eingenommenen 
Bruttobeiträge 10 % der im selbst abgeschlossenen 
bzw. in Rückdeckung übernommenen Geschäft 
eingenommenen Bruttobeiträge nicht überstei- 
gen; 

— im Lebensversicherungsgeschäft getrennt nach 
dem selbst abgeschlossenen und dem in Rückdek- 
kxmg übernommenen Geschäft, wenn letzteres 
mindestens 10 % der gesamten Bruttobeiträge aus- 
macht, im selbst abgeschlossenen Geschäft jeweüs 
weiter untergliedert nach: 
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— laufenden Beiträgen, 

— Einmalbeiträgen und Zahlungen für Jahresren- 
ten, 

— Beiträgen im Rahmen von Gruppenverträgen, 

— Beiträgen für fondsgebundene Versicherun- 
gen. 

Angaben zu den genannten Posten können unter- 
bleiben, wenn deren Anteil 10% der im selbst 
abgeschlossenen bzw. in Rückdeckung übernom- 
menen Geschäft eingenommenen Bruttobeiträge 
nicht übersteigt; 

— im allgemeinen und im Lebensversicherungsge- 
schäft die Bruttobeiträge aus dem Gesamtgeschäft, 
unterghedert nach den Ländern, in denen das Un- 
ternehmen seinen Hauptsitz oder eine Niederlas- 
sung (Zweigniederlassung oder Agentur) hat, es 
sei denn, daß die in einem Land eingenommenen 
Beiträge 5 % des Gesamtgeschäfts nicht überstei- 
gen. 


(2) Der Verweis auf Artikel 31 und 34 bis 42 in Arti- 
kel 43 Abs. 1 Nr. 10 der Richtiinie 78/660/EWG ist als 
Verweis auf die zum Zweck ihrer Anwendung auf 
Versicherungsuntemehmen durch diese Richtlinie 
geänderten Vorschriften zu verstehen. 

(3) Versicherungsunternehmen haben die in Arti- 
kel 5 unter den Aktivposten C III 1 (Aktien) und 
C III 2 (Schuldverschreibungen) ausgewiesenen 
Wertpapiere im Anhang in börsennotierte und nicht 
notierte aufzugliedern. 


— laufenden Beiträgen, 

— Einmalbeiträgen und Zahlungen für Jahresren- 
ten, 

— Beiträgen im Rahmen von Gruppenverträgen, 

— Beiträgen für fondsgebundene Versicherun- 
gen. 

Angaben zu den genannten Posten können unter- 
bleiben, wenn deren Anteil 10% der im selbst 
abgeschlossenen bzw. in Rückdeckung übernom- 
menen Geschäft eingenommenen Bruttobeiträge 
nicht übersteigt; 

— im allgemeinen und im Lebensversicherungsge- 
schäft die Bruttobeiträge aus dem Gesamtgeschäft, 
unterghedert nach den Ländern, in denen das Un- 
ternehmen seinen Hauptsitz oder eine Niederlas- 
sung (Zweigniederlassimg oder Agentur) hat, es 
sei denn, daß die in einem Land eingenommenen 
Beiträge 5% des Gesamtgeschäfts nicht überstei- 
gen. Hierbei ist für das in Rückdeckung übernom- 
mene Geschäft auf den Sitz des abgebenden Ver- 
sicherungsuntemehmens abzustellen. 

(2) Die Aufgliederung der Bruttobeiträge nach Tä- 
tigkeitsbereichen im Sinne von Absatz 1 erfolgt für 
das in Rückdeckung übernommene Geschäft auch 
dann untergliedert nach allgemeinem Versiche- 
rungsgeschäft und Lebensversicherungsgeschäft, 
wenn ein Unternehmen beide Geschäftsarten be- 
treibt, jedoch nur eine versicherungstechnische 
Rechnung aufzustellen hat. 

(3) Der Verweis auf Artikel 31 imd 34 bis 42 in Arti- 
kel 43 Abs. 1 Nr. 10 der Richtiinie 78/660/EWG ist als 
Verweis auf die zum Zweck ihrer Anwendung auf 
Versicherungsuntemehmen durch diese Richtlinie 
geänderten Vorschriften zu verstehen. 
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ABSCHNITT 9 

Bestimmungen für den konsolidierten Abschluß 


Artikel 59 

(1) Versicherungsunternehmen haben einen konso- 
lidierten Abschluß und einen konsohdierten Lagebe- 
richt nach der Richtiinie des Rates 83/349/EWG zu 
erstellen, sofern dieser Abschnitt nichts anderes be- 
stimmt. 

(2) Soweit ein Mitgliedstaat nicht von Artikel 5 der 
Richtiinie 83/349/EWG des Rates Gebrauch macht, 
gilt Absatz 1 auch für Mutteninternehmen, deren ein- 
ziger Zweck darin besteht, Beteiligungen an Tochter- 
unternehmen zu erwerben, diese Beteihgungen zu 
verwalten und rentabel zu machen, sofern es sich bei 
diesen Tochterunternehmen entweder ausschließhch 
oder hauptsächhch um Versicherungsunternehmen 
handelt. 


Artikel 60 

Die Richtiinie des Rates 83/349/EWG gilt mit fol- 
gender Maßgabe: 

1. Die Artikel 4, 6, 15 und 40 finden keine Anwen- 
dung; 

2. die in den ersten beiden Gedankenstrichen in Arti- 
kel 9 Abs. 2 genannten Angaben, nämlich: 

— Höhe des Anlagevermögens und 

-* Netto-Umsatzerlöse 

sind zu ersetzen durch „Brutto-Beitragseinnah- 
men" gemäß Artikel 30 dieser Richtiinie. 


3. Soweit hinsichtiich der Gliederung des konsoli- 
dierten Abschlusses in Artikel 17 auf Artikel 9 und 
10 (Bilanz) und 23 bis 26 (Gewinn- und Verlust- 
rechnung) der Richtiinie 78/660/EWG des Rates 
verwiesen wird, gelten an deren Stelle sinngemäß 
Artikel 5 (Bilanz) und 29 (Gewinn- und Verlust- 
rechmmg) dieser Richtiinie. Die Artikel 4, 7 bis 27, 
28 und 30 bis 39 dieser Richtlinie finden ebenfalls 
Anwendung. 


Artikel 59 

(1) unverändert 


(2) Soweit ein Mitgliedstaat nicht von Artikel 5 der 
Richtiinie 83/349/EWG des Rates Gebrauch macht, 
gilt Absatz 1 auch für Muttenintemehmen, deren ein- 
ziger oder hauptsächlicher Zweck darin besteht, Be- 
teiligungen an Tochterunternehmen zu erwerben, 
diese Beteiligungen zu verwalten und rentabel zu ma- 
chen, sofern es sich bei diesen Tochterunternehmen 
entweder ausschheßlich oder hauptsächlich um Versi- 
cherungsuntemehmen handelt. 


Artikel 60 

Die Richthnie des Rates 83/349/EWG gilt mit fol- 
gender Maßgabe: 

1. Die Artikel 4, 6, 15 und 40 finden keine Anwen- 
dung; 

2. die in den ersten beiden Gedankenstrichen in Arti- 
kel 9 Abs. 2 genannten Angaben, nämlich: 

— Höhe des Anlagevermögens und 

— Netto-Umsatzerlöse 

sind zu ersetzen durch „Brutto-Beitragseinnah- 
men" gemäß Artikel 30 dieser Richtlinie. 

3. Artikel 18 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
versicherungstechnische Rückstellungen im Kon- 
zemabschluß nicht gebildet zu werden brauchen, 
wenn diese nach dem für das Tochterunterneh- 
men maßgeblichen Recht nicht gebildet werden. 
Abweichungen von den auf den Konzemabschluß 
anzuwendenden Bilanzierungs- und Bewertungs- 
methoden sind im Konzemanhang anzugeben und 
zu erläutern. 

4. Soweit hinsichtiich der Gliederung des konsoli- 
dierten Abschlusses in Artikel 17 auf Artikel 9 und 
10 (Bilanz) und 23 bis 26 (Gewinn- und Verlust- 
rechnung) der Richtiinie 78/660/EWG des Rates 
verwiesen wird, gelten an deren Stelle sinngemäß 
Artikel 5 (Bilanz) und 29 (Gewinn- und Verlust- 
rechnung) dieser Richtiinie. Die Artikel 4, 7 bis 27, 
28 und 30 bis 39 dieser Richtiinie finden ebenfalls 
Anwendung. 
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4. Soweit hinsichtlich der Bewertung der im konsoh- 
dierten Abschluß zu erfassenden Aktiva und Pas- 
siva in Artikel 29 und 33 auf Artikel 31 bis 42 und 
60 der Richtiinie des Rates 78/660/EWG verwiesen 
wird, gelten an deren Stelle sinngemäß diese Arti- 
kel in ihrer durch Artikel 40 bis 57 dieser Richtlinie 
geänderten Form. 


5. Was den Inhalt des Anhangs zum konsolidierten 
Abschluß anbelangt, gilt Artikel 34 in der durch 
Artikel 58 dieser Richtlinie geänderten Form. 


5. Artikel 26 Abs. 1 Buchstabe b findet auf den Kon- 
zemabschlufi keine Anwendung, wenn das zu- 
grundeliegende Geschäft zu marktüblichen Be- 
dingungen abgeschlossen und die Erträge der 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung zuge- 
führt wurden; dies gilt nicht für Geschäfte, die die 
Rückversicherung betreffen. Abweichungen vom 
Grundsatz der Aufwands- und Ertragskonsolidie- 
rung sind im Anhang anzugeben und, wenn ihr 
Einfluß auf die Vermögens-, Finanz- und Ertrags- 
lage aller in die Konsolidierung einbezogenen 
Unternehmen bedeutend ist, zu erläutern. 

6. Ist in die Konsolidierung ein Rückversicherungs- 
unternehmen einbezogen und liegen deshalb zwi- 
schen dem Stichtag des konsolidierten Abschlus- 
ses und dem der anderen Unternehmen mehr als 
drei Monate, so gilt Artikel 27 Abs. 3 mit der Maß- 
gabe, daß der Stichtag des Jahresabschlusses ei- 
nes in die Konsolidierung einbezogenen Unter- 
nehmens nicht länger als sechs Monate vor dem 
Stichtag des Konzernabschlusses liegen darf. 

7. Soweit hinsichtlich der Bewertung der im konsoh- 
dierten Abschluß zu erfassenden Aktiva und Pas- 
siva in Artikel 29 und 33 auf Artikel 31 bis 42 und 
60 der Richtiinie des Rates 78/660/EWG verwiesen 
wird, gelten an deren Stelle sinngemäß diese Arti- 
kel in ihrer durch Artikel 40 bis 57 dieser Richtlinie 
geänderten Form. 

In Abweichung von Artikel 29 dürfen Wertansätze 
hinsichtlich der in Artikel 5 unter Passivaposten C 
genannten Gegenstände, die auf Rechnungs- 
grundlagen beruhen, welche sich von den für den 
Konzernabschluß angewandten unterscheiden, 
beibehalten werden; auf die Anwendung dieser 
Ausnahme ist im Konzernanhang hinzuweisen. 

8. Was den Inhalt des Anhangs zum konsohdierten 
Abschluß anbelangt, gilt Artikel 34 in der durch 
Artikel 58 dieser Richtlinie geänderten Form. 
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ABSCHNITT 10 
Offenlegung 


Artikel 61 

(1) Der ordnungsgemäß gebilligte Jahresabschlxiß 
der Versicherungsuntemehmen und der Lagebericht 
sowie der Bericht der mit der Abschlußprüfung beauf- 
tragten Personen sind nach den in den Rechtsvor- 
schriften der einzelnen Mitghedstaaten gemäß Arti- 
kel 3 der ersten Richtlinie 68/151/EWG des Rates vom 
9. März 1968 1) vorgesehenen Verfahren offenzule- 
gen. 

Die Rechtsvorschriften eines Mitghedstaates können 
jedoch den Lagebericht von der genannten Offenle- 
gung freistellen. In diesem Fall ist der Lagebericht am 
Sitz der Gesellschaft zur Einsichtnahme für jeder- 
mann bereitzuhalten. Eine vollständige oder teilweise 
Ausfertigung dieses Berichts muß auf bloßen Antrag 
erhältlich sein. Das dafür berechnete Entgelt darf die 
Verwaltungskosten nicht übersteigen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für den ordnungsgemäß gebii- 
hgten konsohdierten Abschluß, den konsohdierten 
Lagebericht sowie den Bericht der mit der Abschluß- 
prüfung beauftragten Personen. 

(3) Sofern ein Versicherungsuntemehmen, das ei- 
nen Jahresabschluß oder konsohdierten Abschluß er- 
stellt hat, nicht in einer der in Artikel 1 Abs. 1 der 
Richtlinie 78/660/EWG des Rates genannten Rechts- 
formen organisiert ist und auch nicht für die in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Unterlagen nach inner- 
staatiichem Recht der Verpflichtung zu einer Offenle- 
gung unterhegt, die der des Artikels 3 der Richth- 
nie 68/151/EWG des Rates entspricht, muß es zumin- 
dest diese Unterlagen an seinem Sitz zur Einsicht- 
nahme für jedermann bereithalten. Ausfertigungen 
dieser Unterlagen müssen auf bloßen Antrag erhält- 
hch sein. Das dafür berechnete Entgelt darf die Ver- 
waltungskosten nicht übersteigen. 

(4) Die Mitghedstaaten sehen geeignete Sanktionen 
für den FaU vor, daß die in dem vorliegenden Artikel 
vorgesehene Offenlegung nicht erfolgt. 


Artikel 61 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die Mitghedstaaten sehen geeignete Sanktionen 
für den FaU vor, daß die in diesem Artikel vorgese- 
hene Offenlegung nicht erfolgt. 


1) ABI. Nr. L 65 vom 14. März 1968, S. 8. 
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ABSCHNITT 11 
Schlufibestimmungen 


Arükel 62 

Der gemäß Artikel 52 der Richtlinie 78/660/EWG 
des Rates eingesetzte Kontaktausschuß hat in ange- 
messener Zusammensetzung außerdem folgende 
Aufgaben: 

a) imbeschadet der Artikel 169 und 170 des Vertrags 
eine gleichmäßige Anwendimg dieser Richtlinie 
durch eine regelmäßige Abstimmung, insbeson- 
dere in konkreten Anwendimgsfragen, zu erleich- 
tern; 

b) die Kommission erforderlichenfalls bezüglich Er- 
gänzungen oder Ändenmgen dieser Richtlinie zu 
beraten. 


Artikel 63 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen vor dem 1. Ja- 
nuar . . . die erforderlichen Rechts- und Verwaltimgs- 
vorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie 
setzen die Kommission unverzüghch davon in Kennt- 
nis. 

(2) Die Mitghedstaaten können vorsehen, daß die in 
Absatz 1 bezeichneten Vorschriften erstmals auf die 
Jahresabschlüsse und konsohdierten Abschlüsse der 
am 1. Januar . . . oder im Laufe des Jahres . . . begin- 
nenden Geschäftsjahre anzuwenden sind, 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie 
fallenden Gebiet erlassen. 

Arükel 64 

Diese Richtlinie ist an alle Mitghedstaaten gerich- 
tet. 


Artikel 62 

unverändert 


Artikel 63 

unverändert 


Arükel 64 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Abelein und Schmidt (München) 


1 . Der ursprünghche Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates über den Jahresabschluß von Versicherungs- 
Unternehmen — KOM (86) 764 endg. — (Rats-Dok. 
Nr. 4374/87) ist vom Präsidenten des Deutschen 
Bimdestages mit Schreiben vom 4. Mai 1987 ge- 
mäß § 93 der Geschäftsordnung zur federführen- 
den Beratimg an den Rechtsausschuß und zur Mit- 
beratung an den Finanzausschuß überwiesen wor- 
den (vgl. BT-Drucksache 11/138 Nr. 3.10). 

Der mitberatende Finanzausschuß hat zu dem 
Richüinienvorschlag die folgende Stellungnahme 
vom 14. Oktober 1987 abgegeben: 

„Der Finanzausschuß empfiehlt dem federführen- 
den Rechtsausschuß einstimmig, den Richüinien- 
vorschlag mit folgender Maßgabe zu befürwor- 
ten: 

1. Die Bundesregierung wird gebeten, der Verab- 
schiedung des Richthnienvorschlags durch den 
Ministerrat ohne eine volle Einbeziehung der 
, Lloyd's' genannten Vereinigung von Versiche- 
rungsuntemehmen in die Harmonisierung der 
Rechnungslegungsvorschriften nicht zuzustim- 
men. 

2. In Artikel 3 des Richtlinienvorschlags sollen fol- 
gende Regelungen auf genommen werden: 

a) ,Für Krankenversicherungsimtemehmen, die 
überwiegend oder ausschheßhch das Kran- 
kenversicherungsgeschäft nach Art der Le- 
bensversicherung betreiben, sind die Vor- 
schriften dieser Richüinie für die Lebensver- 
sicherung entsprechend anzuwenden. 

b) Die Mitghedstaaten können vorschreiben 
oder gestatten, daß Rückversicherungsunter- 
nehmen sowie Versicherungsuntemehmen 
mit allgemeinem Versicherungsgeschäft, die 
das Lebensrückversicherungsgeschäft nach 
Art des allgemeinen Versicherungsgeschäfts 
betreiben, die hierfür geltenden Vorschriften 
dieser Richtlinie anwenden.' 

3. Das nach Artikel 15 Satz 2 des Richtlinienvor- 
schlags lediglich für das Lebensversicherungs- 
geschäft vorgesehene Mitghedstaatenwahl- 
recht, die Aktivierung von Abschlußkosten zu 
verbieten, soll auf das allgemeine Versiche- 
rungsgeschäft ausgedehnt werden. Für das all- 
gemeine Versicherungsgeschäft soll anstelle ei- 
ner teilweisen Aktivierung der Abschlußkosten 
weiterhin deren anteihger Abzug von den Bei- 
tragsüberträgen zugelassen werden. 

4. Eine Bewertung der Kapitalanlagen zu Zeitwer- 
ten (Artikel 42 Nr. 3) soll mit Ausnahme der 
fondsgebundenen Lebensversicherung wegen 


der Durchbrechung des Nominalwertprinzips 
nicht zugelassen werden. 

5. Den Versicherungsuntemehmen soll entspre- 
chend der Regelung in § 56 Abs. 1 VAG gestat- 
tet werden, Wertpapiere unabhängig von ihrer 
Zuordnung stets nach den für das Umlaufvermö- 
gen geltenden Vorschriften zu bewerten. 

6. Das generelle Abzinsungsverbot für Verbind- 
hchkeiten soll auch für Rückstellungen (Arti- 
kel 56 Nr. 5) beibehalten werden. " 

Im Rechtsausschuß ist der Richtlinienvorschlag zu- 
nächst vom Unterausschuß Europarecht in dessen 
Sitzungen vom 7. März und 25. Aprü 1990 (24. und 
25. Sitzung) beraten worden, Gmndlage der Bera- 
tungen war dabei der am 13, November 1989 von 
der Kommission vorgelegte Geänderte Vorschlag 
für eine Richtlinie des Rates über den Jahresab- 
schluß und den konsolidierten Abschluß von Versi- 
cherungsuntemehmen — KOM (89) 747 endg. 
2 SYN 78 — (Rats-Dok. Nr, 9903/89), der oben als 
Anlage zur Beschlußempfehlung abgedmckt ist. 
Der Unterausschuß hat dem Rechtsausschuß die 
oben wiedergegebene Beschlußempfehlung vor- 
geschlagen, die der Rechtsausschuß in seiner 
79. Sitzung vom 9. Mai 1990 mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der Fraktion der SPD ge- 
gen die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN über- 
nommen hat. 

2. Der Richüinienvorschlag ist durch die Vierte 
Richtlinie des Rates über den Jahresabschluß 
von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen 
(78/660/EWG) und die Siebente Richtlinie des Ra- 
tes für den Konzemab Schluß (83/349/EWG) veran- 
laßt, Beide RichÜinien gestatten den Mitghedstaa- 
ten, Versichemngsuntemehmen wegen der Beson- 
derheiten des Geschäftszweigs bis zur späteren 
Harmonisierung von der Anwendbarkeit dieser 
RichÜinien auszunehmen. Diese Lücke soll durch 
die vorüegende sogenannte Versichemngsbilanz- 
richüinie geschlossen werden. 

Um die Jahresabschlüsse und konsoüdierten Ab- 
schlüsse der Versichemngsuntemehmen ver- 
gleichbar zu machen, werden in dem Richüinien- 
vorschlag grundlegende Fragen der Bilanz (Ab- 
schnitte 2 bis 4), der Gewinn- und Verlustrechnung 
(Abschnitte 5, 6) sowie Bewertungsfragen (Ab- 
schnitt 7) geregelt. Daneben enthält der Richüi- 
nienvorschlag Vorschriften zum Anhang (Ab- 
schnitt 8), zur Konzemrechnungslegung (Ab- 
schnitt 9) und zur Offenlegung (Abschnitt 10). So- 
weit die neue Richtlinie keine Sonderregelungen 
trifft, sollen die Vorschriften der Vierten und Sie- 
benten Richüinie auch für Versichemngsuntemeh- 
men gelten. 


46 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7491 


3. Im Rechtsausschuß und seinem Unterausschuß 
Europarecht wurde der Richtlinienvorschlag von 
seiner Zielsetzung her als wichtiger Schritt bei 
den Be;nühungen um die Harmonisierung von 
Rechnungslegungsvorschriften begrüßt. Lediglich 
die Fraktion DIE GRÜNEN wandte sich gegen die 
Vorlage insgesamt. Bei den anderen Fraktio- 
nen bestand aber ebenso Einmütigkeit darüber, 
daß bei den weiteren Verhandlungen über die 
in dem geänderten Richtlinienvorschlag bereits 
erreichten Verbesserungen hinaus auf weitere 
Änderungen gedrängt werden müsse. Der Rechts- 


ausschuß hat bei seinen Beratungen insbesondere 
auch die Überlegungen des Finanzausschusses 
des Deutschen Bundestages in seiner mitbe- 
ratenden Stellungnahme vom 14. Oktober 1987 
(s. o.) sowie des Bundesrates (Beschluß vom 
27. November 1987, BR-Drucksache 45/87) berück- 
sichtigt, soweit nicht die darin jeweüs gegebenen 
Anregungen bereits in den geänderten Richt- 
linienvorschlag übernommen worden waren. Zu 
den Einzelheiten der Beratungen wird auf den 
Inhalt der obigen Beschlußempfehlimg verwie- 
sen. 


Bonn, den 28. Mai 1990 


Dr. Abelein Schmidt (München) 

Berichterstatter 
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